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gRussWORT dEs LANdRATEs

Sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Bürgerinnen und Bürger des Landkreises Landsberg am Lech,

„Wir wachsen zusammen“ mit diesem Motto startete der Landkreis in die Erarbeitung des 
Aktionsplans nach der UN-Behindertenrechtskonvention aus dem Jahr 2009. 
Nicht nur unser Landkreis wird größer und lebenswerter, sondern auch wir selbst müs-
sen über uns hinauswachsen, um gemeinsam mehr zu erreichen.  Hierbei sind wir alle 
gefordert, denn diese Zielsetzungen benötigen ein verändertes Denken und Handeln in 
der Gesellschaft und vor allem auch in der Politik. Dabei geht es um weit mehr als um 
barrierefreies Bauen und Wohnen. Die Sensibilisierung der Gesellschaft für die Belan-
ge von Menschen mit Behinderung oder deren selbstverständliche Teilhabe in allen 
Bereichen sind nur zwei von vielen notwendigen Zielen. 

Natürlich hat sich in den vergangenen Jahren schon einiges getan. Nicht nur so manche 
baulichen Barrieren wurden beseitigt, sondern auch das gesellschaftliche Bewusstsein 
im Zusammenleben mit Menschen mit Behinderung hat sich Schritt für Schritt etwas 
verbessert. Wir haben im Landkreis einen Inklusionsbeirat fest installiert, dazu eine 
Koordinationsstelle Inklusion im Landratsamt geschaff en. 
Der nun vorliegende Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonventi-
on nimmt für sich in Anspruch, das Thema Inklusion im Landkreis Landsberg am Lech 
umfassend und abschließend zu behandeln. Bei der Umsetzung wird sich zeigen, wo 
noch nachgebessert werden muss, wo gute Ansätze durch ergänzende Maßnahmen 
weitergeführt werden können und wo neue Ideen gefragt sind. 

Ich freue mich auf ihre Kreativität, Ideen und Lösungsvorschläge bei der Umsetzung 
des Aktionsplanes und bedanke mich sehr herzlich bei allen, die sich bisher schon so 
engagiert eingebracht haben, und dies auch weiterhin tun. Helfen Sie mit, dass unser 
Landkreis Landsberg am Lech für Menschen mit und ohne Behinderung lebenswerter wird 
und wir noch enger zusammenwachsen.

Ihr

Thomas Eichinger
Landrat



5

gRussWORT dER bEAufTRAgTEN füR dIE bELANgE dER 
mENscHEN mIT bEHINdERuNg

Liebe Bürgerinnen und Bürger im Landkreis Landsberg am Lech,
sehr geehrte Damen und Herren,

„Chancengleichheit besteht nicht darin, dass jeder einen Apfel pfl ücken darf, sondern dass 
der Kleinste eine Leiter bekommt.“ Dieses leicht abgewandelte Zitat von Reinhard Turre 
beschreibt die Zielvorstellungen des vorliegenden kommunalen Aktionsplanes.
Menschen können unterschiedlichste Beeinträchtigungen haben. Ob es sich um körper-
liche, geistige, psychische, seelische oder Sinnesbehinderungen handelt, die Nachteile, 
mit denen diese Personen zu kämpfen haben, werden von Menschen verursacht. Wir als 
Gesellschaft haben die Aufgabe, möglichst niemanden zurückzulassen und müssen die 
Teilhabe aller sichern. 
Auch der demografi sche Wandel führt zu Aufgaben in unseren Gemeinden, die eine 
barrierefreie Gestaltung in vielen Bereichen erfordern, um die Zugehörigkeit zum gesell-
schaftlichen Leben zu erhalten und zu verbessern.
Als kommunales Politikinstrument verwendet, gibt der Aktionsplan den Handlungsbe-
darf vor. Er legt die zu erreichenden Ziele fest. Dies wird Investitionen nach sich ziehen. 
Hier brauchen die politischen Vertreter der Gemeinden und des Landkreises den Mut, 
vorausschauende Entscheidungen im Sinne der Menschen mit Behinderung zu treff en. 
Mit der Verabschiedung des Aktionsplans äußern die kommunalen Vertreter öff entlich 
ihren politischen Willen, die verabschiedeten Maßnahmen umzusetzen.
Um einen Aktionsplan zu erstellen, braucht es viele Personen und Akteure, die diese 
Arbeit unterstützen. Mein Dank geht in erster Linie an den Inklusionsbeirat des Kreistages, 
der die Erstellung des Aktionsplans beschlossen und diese Arbeit immer unterstützt hat. 
Ein weiterer, ganz herzlicher Dank geht an die vielen Bürgerinnen und Bürger, den 
Mitarbeitern der Verwaltungen und der verschiedensten Organisationen, die in langen 
Diskussionen und Arbeitsphasen diesen Plan entwickelt haben.
Ich gehe davon aus, dass sich das, bei der Erstellung des Aktionsplans begonnene bürger-
schaftliche Engagement verfestigen wird. Und dies wird eine lange und sehr beständige 
Veränderung unseres Zusammenlebens im Landkreis bewirken, ganz im Sinne: 
WIR WACHSEN ZUSAMMEN.

Ihre 

Barbara Juchem
Beauftragte für die Belange der Menschen mit Behinderung
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VORWORT

Der Aktionsplan Inklusion im Landkreis Landsberg am Lech ist innerhalb von drei Jahren 
unter Beteiligung verschiedenster Personen, Gruppierungen und Institutionen entstan-
den. Er stellt ein Strategiepapier dar, wie Inklusion im Landkreis gelingen kann. 
Inklusion ist zweifelsohne eine Frage der Haltung der Gesellschaft. Sowohl Menschen mit 
als auch Menschen ohne Behinderung müssen aufeinander zugehen, um gegenseitige 
Vorbehalte abzubauen, denn es ist ein Geben und ein Nehmen. Nur wenn Inklusion als ein 
gemeinsames Ziel verstanden wird, kann diese funktionieren. Eine einseitige Forderungs-
haltung wäre kontraproduktiv. 
Haltung ist etwas, das man durch viele gesellschaftliche Einflüsse im Laufe seines Lebens 
verinnerlicht. Man kann sie nicht einfach ändern. Um eine Haltung gegenüber dem The-
ma Inklusion zu beeinflussen, braucht es Zeit. Es werden Vorbilder, Multiplikatoren, Men-
schen, die Verantwortung und Solidarität übernehmen, benötigt. 
Inklusion ist auch eine Frage der Übergabe und Übernahme von Verantwortung. Die  
Haltung in der Bevölkerung dafür zu sensibilisieren und zu mobilisieren ist der eine Aspekt, 
die Übernahme von Verantwortung der andere. Dies gilt für die Politik und für die Wirt-
schaft. Rücksichtnahme und Solidarität müssen von allen Menschen dieser Gesellschaft 
gelebt werden. Nur unter der Prämisse einer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe kann  
Inklusion gelingen. Und nur mit den Betroffenen gemeinsam kann festgelegt werden, welche  
Möglichkeiten und welche Grenzen es für Inklusion gibt. 
Der hier vorliegende Aktionsplan orientiert sich daher an den Bedürfnissen und Perspek-
tiven der Menschen mit Behinderung. Laut dem Neunten Sozialgesetzbuch (SGB IX) sind 
Menschen behindert, „wenn ihre körperliche Funktion, geistige Fähigkeit oder seelische 
Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate abweicht und daher 
die Teilhabe am Leben beeinträchtigt ist“. Diese allgemeine Definition zeigt, dass die Band-
breite der Behinderungsarten sehr groß ist. Gerade deshalb ist es erforderlich, dass wir 
inklusiver denken und handeln. 
Inklusion darf keinesfalls ein Sparmodell sein. Es gibt Handlungsbedarf in allen Themen-
bereichen. Die Umsetzung muss konsequent durchgeführt werden. In diesem Sinne hat 
die Koordinationsstelle in Kooperation mit der Beauftragten für die Belange für Menschen 
mit Behinderung, Barbara Juchem, den Menschen im Landkreis Gehör verschafft, ihre  
Perspektiven eingesammelt und im Aktionsplan zusammengetragen.
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I.	 Aktionsplan Inklusion

Die Vereinten Nationen (UN) haben im Jahre 2007 die Behindertenrechtskonvention (UN-
BRK) unterzeichnet, in der die Rechte aller Menschen mit Behinderung festgelegt sind. 
Über 160 Staaten haben sich mit der Unterzeichnung dazu verpflichtet, die Menschen-
rechte von Menschen mit Behinderung zu schützen und zu verbessern. In Deutschland ist 
die UN-Behindertenrechtskonvention am 26.03.2009 in Kraft getreten.
Die UN-BRK schafft keine Sonderrechte für Menschen mit Behinderung, vielmehr konkre-
tisiert und spezifiziert sie die universellen Menschenrechte aus der Sicht der Menschen 
mit Behinderung vor dem Hintergrund ihrer Lebenslagen. Teilhabe behinderter Menschen 
ist ein Menschenrecht, keine Fürsorge oder Gnade. Die UN-BRK stellt dies klar und kon-
kretisiert damit grundlegende Menschenrechte für die Lebenssituation von Menschen 
mit Behinderung. Sie erfasst Lebensbereiche wie Barrierefreiheit, persönliche Mobilität,  
Gesundheit, Bildung, Beschäftigung, Teilhabe, Gleichberechtigung und Nichtdiskrimi-
nierung. Grundlegend für die UN-BRK und die von ihr erfassten Lebensbereiche ist der  
Gedanke der Inklusion: Menschen mit Behinderung sind von Anfang an ein Teil unserer 
Gesellschaft.

Ein Aktionsplan für den Landkreis Landsberg am Lech

In seiner Sitzung am 04.11.2014 hat der Kreisausschuss beschlossen, für den Landkreis 
Landsberg am Lech einen Aktionsplan zu erstellen mit dem Ziel, Menschen mit Behinde-
rung und Einschränkungen eine bessere Teilhabe in allen Bereichen des täglichen Lebens 
und in allen Lebensphasen zu ermöglichen. Hierfür wurde die Koordinationsstelle Inklusi-
on geschaffen, deren Aufgabe es ist, den Aktionsplan umzusetzen.
In diesem Aktionsplan erarbeiten Menschen, die im Landkreis leben, gemeinsam Maßnah-
men, wie die Gestaltung des Alltags und die Teilhabe für alle Menschen gleichermaßen 
möglich und ganz selbstverständlich werden und was passieren muss, damit dies gelingen 
kann. 
Der hier vorliegende Aktionsplan ist das Gemeinschaftswerk vieler engagierter Bürgerin-
nen und Bürger, die ihre Ideen und Perspektiven in den verschiedenen Workshops und 
Veranstaltungen aktiv eingebracht haben. Besonders hervorzuheben ist die Beteiligung 
der verschiedenen Vertreter der Verbände, Organisationen und Institutionen für die Be-
lange von Menschen mit Behinderung sowie vieler Menschen mit Behinderung. Nur durch 
die Beteiligung einer sehr heterogenen Bürgerschaft konnte es gelingen, viele unterschied-
liche Perspektiven zu beleuchten und gemeinsam Lösungsansätze zu erarbeiten.

Ziele

Ziel des kommunalen Aktionsplans ist es, für den Landkreis Landsberg am Lech Strategi-
en zu entwickeln, um Menschen mit Behinderung eine gleichberechtigte Teilhabe in allen 
relevanten Lebensbereichen zu ermöglichen. Darüber hinaus stellt der Aktionsplan eine 
Orientierung für die einzelnen Gemeinden dar, um regionale Versorgungs- und Teilha-
beangebote weiterzuentwickeln und die Lebensbedingungen innerhalb der Gemeinden 
nachhaltig gestalten zu können. Insbesondere gilt es, nachfolgende Planungsziele umzu-
setzen:
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1. Öffentlichkeitsarbeit: Über alle Handlungsfelder hinweg ist es eine Intention des Aktions-
plans, die Öffentlichkeit für die Belange von Menschen mit Behinderung zu sensibilisieren, 
bürgerschaftliches Engagement zu fördern und auf Barrieren aufmerksam zu machen.

2. Verbesserung von Teilhabe und gesellschaftlicher Partizipation: Menschen mit Behin-
derung sollen selbstbestimmt leben können und Zugang zu allen öffentlichen Einrichtun-
gen, kulturellen Darbietungen und Freizeitaktivitäten haben. Informationen, die für die  
Allgemeinheit bestimmt sind, müssen allen Menschen ohne zusätzliche Kosten und in  
zugänglichen Formaten zur Verfügung stehen. Die Möglichkeiten individueller und  
gemeindenaher Unterstützung müssen verbessert werden.

3. Teilhabe am Arbeitsleben: Menschen mit Behinderung sollen ihren Arbeitsplatz frei 
wählen können und bessere Chancen auf dem ersten Arbeitsmarkt bekommen.

4. Verbesserung von Bildungsangeboten: Menschen mit Behinderung sollen einen gleich-
berechtigten Zugang zu wohnortnahen Bildungsangeboten bekommen. Im Rahmen des 
Aktionsplans ist zu klären, wie dies für die frühkindliche Erziehung und Frühförderung im 
Kindergarten, den Bereich Grundschule, weiterführende Schulen sowie Berufsausbildung 
und Erwachsenenbildung gelingen kann.

5. Barrierefreiheit und Mobilität sollen für alle Menschen gleichermaßen gewährleistet 
sein. Die Mobilität im ÖPNV muss verbessert und bauliche und kommunikative Barrieren 
müssen abgebaut werden. 

6. Wohnen: Förderung von barrierefreiem Wohnungsbau und alternativen Wohnformen 
für Menschen mit Behinderung.

Zeitliche Übersicht

29.03.2012	S enioren- und Sozialpolitischer Ausschuss
Antrag GAL-Fraktion: Um das Thema Inklusion im Landkreis Landsberg am Lech voranzu-
treiben wird ein Arbeitskreis eingerichtet und mit den notwendigen Mitteln ausgestattet.

26.06.2012	K reistagssitzung
Folgender Beschluss wird einstimmig gefasst:
	 1. Das Thema „Barrierefreiheit – Umfassende Teilhabe behinderter Menschen am  
	      gesellschaftlichen Leben“ wird bearbeitet.
	 2. Dazu wird ein Arbeitskreis aus Betroffenen, örtlichen Experten, Politik und  
	      Verwaltung gebildet. 
	 3.  Der Arbeitskreis Inklusion nimmt die Arbeit auf.

24.06.2014	 Der Arbeitskreis Inklusion wird in den Inklusionsbeirat umformiert.



9

07.07.2014	 Netzwerktreffen
Das Treffen wurde von den beiden Vorsitzenden des Inklusionsbeirats, Barbara Juchem 
und Monika Groner unter Mitarbeit des Inklusionsbeirats organisiert. Die Moderation 
übernahm Monika Groner.
	 Thema: Analyse der Situation im Landkreis Landsberg am Lech:
	 • In welchen Bereichen liegen die größten Bedarfe
	 • Welche Maßnahmen sollen zeitnah ergriffen werden

04.11.2014	K reisausschusssitzung
Es wird einstimmig beschlossen, eine Koordinationsstelle Inklusion (19 Stunden/Woche) 
ab dem 01.01.2015 einzurichten. Die Hauptaufgabe der Stelle ist die Erarbeitung eines 
Aktionsplans Inklusion und danach dessen Umsetzung und Weiterentwicklung.

01.04.2015	D ie Koordinationsstelle Inklusion nimmt die Arbeit auf
22.10.2015	 Auftaktveranstaltung Aktionsplan Inklusion
2015 – 2018	 Workshops zu den Handlungsfeldern 
12.10.2018	 Abschlussveranstaltung Aktionsplan Inklusion

Methodik und Vorgehen

Netzwerktreffen: Festlegung der Handlungsfelder

Dem Beschluss zum Aktionsplan ging am 07.07.2014 ein Netzwerktreffen voraus, bei  
welchem Menschen mit und ohne Behinderung, Vertreter der Verbände, Politiker,  
Entscheidungsträger etc. zu spezifischen Fragestellungen in einem Workshop erste  
Themen und Bedürfnisse im Hinblick auf Inklusion im Landkreis diskutierten.
Aus den erarbeiteten Ergebnissen wurden 5 Handlungsfelder festgelegt:
	 1. Barrierefreiheit und Mobilität
	 2. Bildung und Erziehung
	 3. Arbeit und Beschäftigung
	 4. Leben und Wohnen sowie Kultur
	 5. Freizeit und Sport.

Auftaktveranstaltung

Am 12.10.2015 fand im Rahmen der Inklusionswoche die Auftaktveranstaltung zum  
Aktionsplan statt. Eingeladen waren alle Bürgerinnen und Bürger, Menschen mit und ohne 
Behinderung, um gemeinsam den Grundstein für die Erstellung des Aktionsplans Inklusi-
on zu legen. 
Folgende Fragestellungen wurden diskutiert: 
	 • Wo gibt es im Landkreis Landsberg am Lech Probleme für Menschen mit 
              Behinderung bzw. Mobilitätseinschränkungen? 
	 • Welche Maßnahmen sind notwendig, um diese Probleme zu beseitigen? 
	 • Gibt es positive Beispiele im oder außerhalb des Landkreises, 
              wie Inklusion gelingen kann?



10

Arbeitsgruppen zu den einzelnen Handlungsfeldern

Zu jedem Handlungsfeld gab es 1 – 2 Workshops. Für die Durchführung der Workshops 
wurde ein Konzept erarbeitet, um durch eine strukturierte Moderation möglichst klare 
Ergebnisse zu erzielen.
Die Einladungen wurden über die Landkreispresse veröffentlicht, um ein breites  
Publikum anzusprechen. Darüber hinaus wurden die Bürgermeister der Gemeinden, die  
Senioren- und Gemeindebehindertenbeauftragten, die Verbände und Beiräte für Men- 
schen mit Behinderung, der Integrationsfachdienst Weilheim und im Zuge dessen die  
Schwerbehindertenvertreter der Unternehmen und viele andere informiert.

Handlungsfelder und Themenbereiche

Die im Netzwerktreffen festgelegten Handlungsfelder sind nicht strikt voneinander  
getrennt, vielmehr ergeben sich zwischen den einzelnen Handlungsfeldern zahlreiche 
Überschneidungen.

1. Barrierefreiheit und Mobilität 
	 • Barrierefreiheit in öffentlichen Gebäuden
	 • Barrierefreiheit im öffentlichen Verkehrsraum
	 • ÖPNV
	 • Barrierefreier Zugang zu Informationen

2. Bildung und Erziehung 
	 • Fördermöglichkeiten in kindlicher Frühförderung und im Schulbereich
	 • Netzwerk und Kooperationen
	 • Verbesserung des Beratungs- und Informationsangebots
	 • Übergang Kindergarten – Schule – Beruf

3. Arbeit und Beschäftigung
	 • Überblick über Fördermöglichkeiten
	 • Sensibilisierung von Arbeitgebern und Öffentlichkeitsarbeit
	 • Beschäftigung in Werkstätten, Integrationsfirmen, Projekte
	 • Prävention

4. Leben und Wohnen
	 • Barrierefreier Wohnungsbau
	 • Unterstützung im Alltag
	 • Inklusive Wohnformen, alternative Wohnangebote
	 • Aufklärungsarbeit und Schulungen

5. Kultur, Freizeit und Sport
	 • Inklusive Sport- und Freizeitangebote
	 • Förderung des ehrenamtlichen Engagements
	 • Sensibilisierung und Verständnis füreinander
	 • Barrierefreie Kommunikation
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II. 	 Statistischer Überblick

Allgemeine Daten - Bundesweit

Der Teilhabebericht der Bundesregierung über die Lebenslagen von Menschen mit  
Beeinträchtigungen zeigt:

 
Nach Angaben des Statistischen Bundesamts lebten zum Jahresende 2013 in Deutschland 
rund 7,6 Millionen Menschen mit einer Schwerbehinderung. 
Gemessen an der Gesamtbevölkerung ergibt sich ein Anteil von rund 9 % Betroffenen. 
Männer (51 %) und Frauen (49 %) waren dabei in nahezu gleichem Maße von einer Behin-
derung betroffen. 

Allgemeine Daten - Bayernweit

Im Bundesland Bayern lebten Ende 2015 insgesamt 1.145.467 Personen mit einer  
Schwerbehinderung, was einem Bevölkerungsanteil von rund 9  % entspricht. Für den  
Regierungsbezirk Oberbayern sowie die Landkreise Oberbayerns ergibt sich jeweils ein 
Anteil von rund 8 %. Geringfügig niedriger beläuft sich der entsprechende Anteil für den 
Landkreis Landsberg am Lech. Dieser lag Ende 2015 bei 7 %.
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Darstellung 1:
Menschen mit einer Schwerbehinderung in Bayern nach ausgewählten Gebietskörper-
schaften

Ende 2015 Einwohner 
insgesamt

Menschen mit einer 
Schwerbehinderung

Anteil der 
Menschen mit einer 
Schwerbehinderung 

an allen 
Einwohnern

Bayern 12.843.514 1.145.467 9%

Regierungsbezirk 
Oberbayern 4.588.944 355.477 8%

Landkreise 
Oberbayern 2.944.281 223.354 8%

Landkreis 
Landsberg am lech 117.657 8.042 7%

Quelle: SAGS 2017 nach Daten des Bayerischen Landesamtes für Statistik, Dezember 2015

Anhand der nachfolgenden Darstellung wird nochmals deutlich, dass fast jeder Fünfte im 
Alter von über 64 Jahren von einer Schwerbehinderung betroffen ist. Innerhalb der Alters-
gruppe unter 45 Jahren lebt rund jeder Zehnte mit einer Behinderung.

Trotz des überdurchschnittlich starken Anstiegs von Menschen mit einer Schwerbehinde-
rung in den vergangenen Jahren im Landkreis Landsberg am Lech im bayerischen Vergleich 
liegt die relative Zahl an Betroffenen nahezu über alle Altersklassen hinweg, unter den je-
weiligen Vergleichswerten. Dies gilt insbesondere für die Altersgruppen ab 60 Jahren. Dort 
liegen die Anteile von Menschen mit Schwerbehinderung im Landkreis Landsberg am Lech 
zwischen 2 % und 6 % niedriger als die der Landkreise und des Regierungsbezirks Ober-
bayern sowie Gesamtbayerns (Gebietskörperschaften).
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Darstellung 2: 
Prozentualer Anteil an Menschen mit einer Schwerbehinderung bezogen auf die Gesamt-
zahl der Einwohner im Landkreis Landsberg am Lech – nach Altersgruppen, Ende 2015

Quelle: SAGS 2017 nach Daten des Bayerischen Landesamtes für Statistik, Dezember 2015

Funktionsbeeinträchtigungen von inneren Organen bzw. Organsystemen (23  %) ist die 
häufigste Behinderungsart bei Menschen mit einer Schwerbehinderung im Landkreis 
Landsberg am Lech. Bei der zweitgrößten Gruppe handelt es sich um Personen mit Quer-
schnittslähmungen (21  %). Rund jeder Sechste mit einer Schwerbehinderung hat eine 
Funktionseinschränkung bzw. einen Verlust oder Teilverlust von Gliedmaßen (15 %). An-
hand der weiteren Verteilung der Behinderungsarten wird deutlich, wie vielfältig diese Ka-
tegorie ist. 

Der Vergleich mit den ausgewählten bayerischen Gebietskörperschaften zeigt keine  
nennenswerten Unterschiede zum Landkreis Landsberg am Lech.
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Darstellung 3: Anteil schwerbehinderter Menschen nach Art der Behinderung, Ende 2015

Quelle: SAGS 2017 nach Daten des Bayerischen Landesamtes für Statistik, Dezember 2015

Der mit Abstand größte Anteil von Menschen mit einer Schwerbehinderung wohnt 
in der Landkreisgemeinde Igling. Dort hat jeder Zehnte eine Schwerbehinderung.  
Das liegt daran, dass Regens-Wagner Holzhausen in Igling seinen Sitz hat. Auch im Markt 
Kaufering (8,3  %), in der großen Kreisstadt Landsberg am Lech (8,2  %) sowie in der  
Gemeinde Thaining (7,4 %) sind die Anteile der Menschen mit einer Schwerbehinderung 
im Vergleich zum Landkreis Landsberg am Lech (6,8 %) überdurchschnittlich hoch. 
Die Gemeinden Hofstetten (4,9 %) und Eching am Ammersee (5,0 %) weisen hingegen die 
geringsten Anteile an Einwohnern mit einer Schwerbehinderung auf.
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Anteil der Menschen mit einer Schwerbehinderung an allen Einwohnern im Landkreis 
Landsberg am Lech, Ende 2015

 
Quelle: SAGS 2017 nach Daten des Bayerischen Landesamtes für Statistik, Dezember 2015
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HANdLuNgsfELd: 
bARRIEREfREIHEIT uNd mObILITÄT1.

AusgANgsLAgE

Laut dem ehemaligen Ministerpräsident Seehofer soll in Bayern bis 2023 
Barrierefreiheit erreicht werden. Auch wenn der Landkreis Landsberg am 
Lech weit davon entfernt ist, gibt es vielerorts Bemühungen, die bauliche 
Barrierefreiheit voranzutreiben. Bauliche Barrierefreiheit betriff t sowohl den 
Bau bzw. Umbau von Gebäuden und Wohnraum als auch den öff entlichen 
Raum. Er bezeichnet „alle der Öff entlichkeit zugänglichen und von ihr genutz-
ten Orte. […] Entscheidendes Merkmal ist, dass die Fläche für jeden und zu 
jeder Zeit frei zugänglich ist“. 2

Dabei kommt dem öff entlichen Raum eine besondere Bedeutung zu; so ist er 
ein Ort, „an dem das Leben [einer Gemeinde] stattfi ndet: Er hat soziale und 
kulturelle Bedeutung; er hat Aufenthaltsfunktion und ist Ort für öff entliche 
Veranstaltungen. Als Begegnungsort fördert er Kommunikation, Feste und 
Kunst, als Markt ist er Ort des Austausches von Waren und Dienstleistungen, 
als Verkehrsraum leistet er einen Beitrag zur Mobilität.“ 3

Oft wird Menschen mit Behinderung oder psychischen Beeinträchtigungen 
im öff entlichen Raum Unverständnis entgegengebracht. Das Problem sind 
die Barrieren in den Köpfen (Vorurteile, Ängste, Unsicherheit). Hier hilft 
Aufklärungsarbeit in Form von Informationsveranstaltungen, Berichte in 
Medien, Vertrauensaufbau, sozialraumorientierte Unterstützung und 
Begleitung.

Voraussetzung für eine bessere Teilhabe mobilitätseingeschränkter 
Menschen des öff entlichen (Verkehrs-) Raumes ist ein Überblick über 
barrierefreien Zugang zu Geschäften, Arztpraxen, Restaurants und Institu-
tionen sowie zu barrierefreien öff entlichen Toiletten. 
Ein barrierefreies Wohnumfeld und barrierefreier Wohnraum sind Voraus-
setzung, damit Menschen mit Behinderung ihr Leben selbstbestimmt ge-
stalten können. Daher ist die Beschaff ung barrierefreien (bezahlbaren) 
Wohnraums und barrierefreier Umbau von Bestand ein wichtiges Ziel dieses 
Handlungsfelds.
Darüber hinaus spielt auch der barrierefreie Zugang zu Informationen eine 
wichtige Rolle für die Teilhabe.
Die in den Arbeitstreff en erarbeiteten Bedarfe und Kritikpunkte stellen sich 
wie folgt dar:

2 und 3: Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr (2015)
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ÖffENTLIcHE gEbÄudE 

Behörden, Arztpraxen, Geschäfte, Kirchen etc. sind nicht für alle Menschen 
gleichermaßen zugänglich. Häufi g besteht außerdem das Problem, dass bei 
Teilsanierungen dem Aspekt der Barrierefreiheit nur unvollständig oder gar 
nicht Rechnung getragen wird. Beispielsweise sind Gebäude innen barrie-
refrei umgebaut, von außen aber aufgrund von Stufen oder einem engen 
Eingang nicht zugänglich. Oder umgekehrt: Das Gebäude ist von außen 
barrierefrei zugänglich, der Aufzug aber zu eng oder erst ab der ersten Etage 
erreichbar.
Die Barrierefreiheit in Gebäuden kollidiert teilweise mit den Brandschutz-
richtlinien und dem Denkmalschutz. Generell gilt die Prämisse „Brandschutz 
bzw. Denkmalschutz vor Barrierefreiheit“. Trotzdem ist auch in schwierigen 
Fällen ein Kompromiss zu fi nden, der darin liegen kann, durch bestimmte 
Servicemaßnahmen eine Vereinbarkeit von Brand- und Denkmalschutz mit 
Barrierefreiheit zu gewährleisten.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Sensibilisierung von Gemeinden, Institutionen, Dienstleistern, •	
Einzelhandel, Ärzte, Privatpersonen etc. Erhebung für alle öff entlichen
Gebäude, inwieweit diese barrierefrei zugänglich sind. Ziel einer
solchen Erhebung ist es, einen Überblick über die Barrierefreiheit im
öff entlichen Raum zu erlangen und diesen auch für die  Bürgerinnen
und Bürger in Form einer Landkarte, Homepage o. ä. zur  Verfügung zu 
stellen 
Die landkreiseigenen Gebäude wurden bereits im Jahre 2014 in Form einer •	
Bestandserfassung auf ihre Barrierefreiheit hin untersucht. Weiterverfol-
gung der Bestandserfassungen und Beseitigung der bean-standeten Barri-
eren
Kooperation mit den Denkmalschutzämtern•	

ANspREcHpARTNER
 Gemeinden•	
 Bauämter•	
 Inklusionsbeirat •	
 Koordinationsstelle Inklusion•	
 Ärzte•	
 Einzelhandel•	
 Bauträger•	
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INfORmATION übER fÖRdERuNg 
bEI umbAuTEN uNd INsTANdHALTuNg

Bauliche Maßnahmen und Sanierungen in den Gemeinden müssen im 
Gemeinderat bzw. im Landratsamt genehmigt werden. Bei Sanierungen ist 
auf Barrierefreiheit zu achten und über Förderungen, auch bei Instandhal-
tung, zu informieren. Mitarbeiter müssen entsprechend geschult sein.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Ortsbegehungen in allen Gemeinden unter Beteiligung von: Bürgermeister,   •	
Bauämter, Behinderten- und Seniorenbeauftragten, Koordinationsstellen 
Senioren und Inklusion
Sensibilisierung zum Thema Barrierefreiheit sowohl in den Gemeinden•	
(Multiplikatoren sind Behinderten- und Seniorenbeauftragte) als auch in 
Bauämtern und bei Architekten 
Angebot von Schulungen zu den Themen barrierefreies Bauen und Förder-•	
möglichkeiten 

ANspREcHpARTNER
Gemeinden•	
Bauämter•	
Behinderten-, Seniorenbeauftragte und Seniorenbeiräte der Gemeinden •	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Koordinationsstelle Seniorenpolitisches Gesamtkonzept•	
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dER ÖffENTLIcHE VERkEHRsRAum

Der öff entliche Verkehrsraum stellt für Menschen mit Behinderung ein 
großes Problem dar. So bestehen in Gemeinden und Städten zahlreiche 
Barrieren, die beseitigt werden müssen. Insbesondere die Gehwege wurden 
in diesem Zusammenhang bemängelt. Seitens der Bürgerinnen und Bürger 
braucht es:

Gehwege, die den Durchgang für mindestens zwei Personen nebeneinan-•	
der ermöglichen 
Vermeidung von Gegenständen wie Blumenkübel, Gastronomiebestuhlung •	
etc. im Verkehrsraum 
Objekte im Verkehrsraum, die als Sitz- bzw. Anlehnmöglichkeiten umfunkti-•	
oniert werden können, z. B. im Rahmen der „beWEGten Gemeinde“
Übergänge und Straßenquerungen müssen für alle Menschen barrierefrei •	
gestaltet werden (sog. Doppelquerungen) 
Erneuerung von Gehwegen mit schlechtem Belag und Unebenheiten •	

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Bereits zahlreiche Gemeinden haben mit Ortsbegehungen Barrieren in •	
ihrem Wohnumfeld identifi ziert und dokumentiert. Ortsbegehungen sollen 
mit Unterstützung des zuständigen Gemeinderates und Bürgermeisters in 
allen Gemeinden des Landkreises stattfi nden und Grundlage einer Umset-
zung der dokumentierten Mängel sein. Die Beseitigung der Mängel muss 
durch die einzelnen Gemeinden erfolgen. Die „beWEGte Gemeinde“ unter-
stützt Ortsbegehungen
Einbindung von Bürgerinnen und Bürgern der Gemeinden, Vereinen und •	
Schulen bei Ortsbegehungen in Form von „Bürgerworkshops“, Schul- oder 
Vereinsprojekten
Stärkung der Rolle der Gemeindebehinderten- und Seniorenbeauftragten: •	
Festschreibung bestimmter Aufgaben, enge Zusammenarbeit und Behand-
lung der Themen im Gemeinderat, Thematisierung des Ansprechpartners 
mit Sprechstunde

ANspREcHpARTNER
Gemeinden•	
Behinderten-, Seniorenbeauftragte und Seniorenbeiräte der Gemeinden•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Koordinationsstelle Seniorenpolitisches Gesamtkonzept•	
Koordinationsstelle Klimaschutz•	
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HALTEsTELLEN

Haltestellen sind Teil des öff entlichen Raumes und Schnittstelle zum Nah-
verkehr. Häufi g sind bereits Haltestellen ein Problem: Höhenunterschiede 
zwischen Fahrzeug und Haltestelle bzw. Bahnsteig stellen eine Hürde für 
Rollstuhlfahrer und Menschen mit Gehbehinderung dar. Darüber hinaus 
sind Wartefl ächen und Sitzgelegenheiten nicht immer ausreichend vorhan-
den oder nicht optimal angeordnet. Von ausreichenden überdachten Warte- 
und Bewegungsfl ächen sowie Sitzgelegenheiten profi tieren letztendlich alle 
Reisenden.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Es ist für ausreichende barrierefreie, erreichbare Wartebereiche und Bewe-•	
gungsfl ächen zu sorgen
Bei Um- und Neubauten ist auf Barrierefreiheit der Haltestellen und Warte-•	
bereiche zu achten
Fahrgastinformationen sind so anzubringen, dass alle Menschen Zugang •	
haben: passende Höhe (Kinder und Rollstuhlfahrer sollen die Information 
lesen können), große Schrift, farbliche Gestaltung etc. 
Das Zwei-Sinne-Prinzip (sehen und hören) muss an Haltestellen und Warte-•	
bereichen angewandt werden, das bedeutet Informationen in schriftlicher 
Form und per Durchsage

ANspREcHpARTNER
Gemeinden•	
Bauämter•	
Verantwortliche für ÖPNV •	
Behinderten-, Seniorenbeauftragte und Seniorenbeiräte der Gemeinden•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Koordinationsstelle Seniorenpolitisches Gesamtkonzept•	
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ÖffENTLIcHER pERsONENNAHVERkEHR (ÖpNV): 
ANgEbOTE dEs ÖpNV

Menschen mit Behinderung sollen selbstbestimmt leben können und Zugang 
zu allen öff entlichen Einrichtungen, ihrer Arbeit, kulturellen Darbietungen und 
Freizeitaktivitäten haben. Um dies zu erreichen, braucht es vor allem ein gu-
tes Angebot des ÖPNV. Über alle Arbeitstreff en hinweg hat sich gezeigt, dass 
die Mobilität maßgeblich für das Gelingen oder Scheitern von Inklusion sorgt. 
Wenn das Angebot des ÖPNV nicht ausreicht, können Menschen mit Behin-
derung  weder ihren Freizeitaktivitäten nachgehen noch eine adäquate Arbeit 
fi nden.  Durch den strukturellen Wandel der Daseinsvorsorge fehlt mobilitäts-
eingeschränkten Menschen eine Nahversorgung in ihrer Umgebung (Angebo-
te der medizinischen Versorgung, Bankgeschäfte, Einkaufsmöglichkeiten etc.), 
auf die sie angewiesen sind, um ihren Alltag angemessen bewältigen zu kön-
nen.  Insbesondere am Abend und am Wochenende besteht teilweise keine 
Beförderungsmöglichkeit. In allen Arbeitstreff en wurde ein besseres 
Angebot im ÖPNV gefordert und der Wunsch geäußert, dass die Attraktivität 
des ÖPNV gestärkt wird. 

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Ausbau des öff entlichen Nahverkehrs im gesamten Landkreis•	
Ausweitung der Verkehrszeiten (abends und am Wochenende)•	
Einführung eines barrierefreien Anruf-Sammel-Taxis (AST) im gesamten •	
Landkreis sowie Bekanntmachen und Werbung für ein solches System
Durchführung einer Bedarfserhebung in den Gemeinden•	
Schaff en alternativer Beförderungsmöglichkeiten (Mitfahr-App, Mitfahrer-•	
Bank oder Mitfahrzentrale des Landratsamtes). Dafür müssen die rechtli-
chen Grundlagen gesichert sein. Solche alternativen Beförderungsmetho-
den müssen konsequent beworben werden
Bewusstseinsbildung: Nicht jedem ist klar, dass es nicht für alle selbstver-•	
ständlich ist, den ÖPNV zu nutzen. Bei den Gemeinderats- und Stadtratssit-
zungen muss dieses Problem immer wieder thematisiert werden

ANspREcHpARTNER
Gemeinden•	
Landkreis Landsberg am Lech•	
Verantwortliche für ÖPNV•	
Behinderten-, Seniorenbeauftragte und Seniorenbeiräte der Gemeinden•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Koordinationsstelle Seniorenpolitisches Gesamtkonzept•	
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VIsuELLE uNd AudITIVE ANsAgEN IN dEN bussEN dEs ÖpNV

In den Bussen des ÖPNV wurden bereits visuelle und auditive Ansagen 
eingeführt. Diese sind besonders für Menschen mit Beeinträchtigung des 
Sehens und Hörens sehr wichtig, um sich orientieren zu können und selb-
ständig den ÖPNV nutzen zu können. Häufi g wird aber die Haltestellen-
durchsage in den Bussen abgeschaltet bzw. die Durchsagen erfolgen zu 
leise. 

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Sensibilisieren der Busunternehmen•	
Kontrollen durch zuständige Behörden•	
Rückmeldung durch Betroff ene in Form einer Befragung•	
Automatisierung der Ansagen•	
Vertragliche Verpfl ichtung der Unternehmen •	

ANspREcHpARTNER
Gemeinden•	
Landkreis Landsberg am Lech•	
Verantwortliche für ÖPNV•	
Behinderten-, Seniorenbeauftragte und Seniorenbeiräte der Gemeinden•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Koordinationsstelle Seniorenpolitisches Gesamtkonzept•	
Betroff ene•	
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bAHNVERkEHR uNd bAHNHÖfE

Der Kauferinger Bahnhof ist ein Musterbeispiel für einen barrierereichen 
Bahnhof. So kann man weder als Rollstuhlfahrer noch mit Kinderwagen, Rol-
lator etc. die Bahnsteige bzw. Züge erreichen. Auch für Bahnreisende ohne 
Behinderung stellt beispielsweise der Umstieg eine Herausforderung dar. 
Durch den Fahrdienstleiter wäre ein barrierefreier Zugang zu den Gleisen 
möglich, nicht aber in den Zug. Für den Einstieg in den Zug ist ein Hublift vor-
handen, aber nicht das dafür notwendige Servicepersonal. Der Fahrdienst-
leiter steht hierfür nicht zur Verfügung. Dieses Problem betriff t auch andere 
Bahnhöfe.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
An allen nicht-barrierefreien Bahnhöfen sollen Hublifte als Serviceangebot •	
zur Verfügung stehen. Der Service muss durch die Bahnbediensteten erfol-
gen oder auf andere übertragen werden. Off ensichtlich gibt es Bahnhöfe, 
an denen Dienstleister diesen Service übernehmen
Öff entlichkeitswirksame Aktionen, um Druck auf die Bahn oder die Landes-•	
regierung auszuüben, z. B. über eine Petition übers Internet mit möglichst 
vielen Gemeinden und anderen Akteuren
Einbindung aller Akteure bei der barrierefreien Gestaltung der Bahnhöfe •	
und deren Vorplätze

ANspREcHpARTNER 
Deutsche Bahn•	
Gemeinden•	
Behinderten-, Seniorenbeauftragte und Seniorenbeiräte der Gemeinden •	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Koordinierungsstelle Seniorenpolitisches Gesamtkonzept•	
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bARRIEREfREIER ZugANg Zu INfORmATIONEN

Nicht alle Menschen im Landkreis haben gleichermaßen Zugang zu Informa-
tionen. Insbesondere Informationsmaterialien, Broschüren oder Formula-
re bei Behördengängen stellen für viele Menschen in der Bevölkerung ein 
Problem dar. 
Für einen Teil der Betroff enen können in diesem Zusammenhang neue Infor-
mationstechnologien eine große Chance sein, Teilhabemöglichkeiten zu ver-
bessern. Dabei ist es wichtig, dass der Zugang zu Internetseiten, besonders 
für blinde und sehbehinderte Menschen, barrierefrei gestaltet wird.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Sensibilisierung und Schulung von Behördenmitarbeitern, um die Belange •	
und Bedürfnisse älterer und behinderter Klienten besser zu verstehen
Übersetzung von Informationsmaterialien und Formularen in leichte •	
Sprache
Bewusstseinsbildung für barrierefreien Zugang zu Informationen•	
Umsetzung von barrierefreiem Internetauftritt•	
Erleichterung des Zugangs zu Informationen für alle Bürger durch die •	
Gemeinden

ANspREcHpARTNER
Gemeinden •	
Landkreis Landsberg am Lech•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Koordinationsstelle Seniorenpolitisches Gesamtkonzept•	
Integrationsbeauftragte•	
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HANdLuNgsfELd: 
bILduNg uNd ERZIEHuNg2.

AusgANgsLAgE

Inklusion im Bereich Bildung und Erziehung bedeutet, dass alle Kinder glei-
chermaßen bestmögliche Förderung in ihrer Sprengelschule erhalten, unab-
hängig von unterschiedlichen Begabungen und Lernvoraussetzungen, ver-
schiedener Herkunft und Sozialisation. Inklusiver Unterricht zeichnet sich 
durch ein hohes Maß an individualisierenden Lernmöglichkeiten aus, das 
heißt eine begabungsgerechte individuelle Förderung aller Kindergartenkin-
der bzw. Schülerinnen und Schüler in der Nähe des Wohnortes. 
Bildung als lebenslanger Prozess beinhaltet aber auch das Lernen außerhalb 
institutioneller Einrichtungen (non-formale Bildung/informelles Lernen).
Inklusion in Erziehung und Bildung erfordert darüber hinaus einen entspre-
chenden Personalschlüssel und im Zuge dessen eine gesicherte Finanzie-
rung. Pädagogische Fachkräfte benötigen eine fachgerechte Ausbildung und 
entsprechende Unterstützung bei der Umsetzung inklusiver Bildung in den 
Einrichtungen. 
Seitens der Eltern von Kindern mit und ohne Behinderung, bei Förderbedarf 
und psychischen Beeinträchtigungen bestehen viele Ängste, Vorurteile und 
Berührungsängste. Wie in allen Handlungsfeldern besteht daher auch im Bil-
dungsbereich Bedarf an Aufklärung, Sensibilisierung und Öff entlichkeitsar-
beit. Dabei muss darauf geachtet werden, dass einzelne Personen, Behinde-
rungsarten und psychische Beeinträchtigungen nicht stigmatisiert werden. 

Der Landkreis Landsberg am Lech bewegt sich mit kleinen Schritten zu einem 
inklusiven Bildungssystem. Es gibt beispielsweise die Inklusionsberatung an 
Schulen oder Sprechstunden für Lehrer mit Problemen. Auch macht sich der 
Landkreis auf den Weg Bildungsregion zu werden. Mit der Säule 3 „Kein Ta-
lent darf verloren gehen“ der Bildungsregion werden der Bestand, der Be-
darf und die Ziele erarbeitet. Es geht darum, dass Kinder und Jugendliche mit 
Behinderung, Beeinträchtigungen und in Krisensituationen entsprechende 
Unterstützung erhalten.

Trotzdem besteht Konsens darin, dass die Umsetzung im Landkreis sehr un-
terschiedlich verfolgt wird und die Voraussetzungen bei weitem nicht erfüllt 
sind. Auch die Wahlmöglichkeiten der Eltern, in welchen Kindergarten bzw. 
auf welche Schule ihr Kind gehen kann, sind eingeschränkt. Schwierigkeiten 
zeigen sich auch bei den unterschiedlichen Kostenträgern. 
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INkLusION IN kINdERTAgEssTÄTTEN

In den Kindertagesstätten des Landkreises Landsberg am Lech ist grundsätz-
lich ein guter Wille und Engagement in Sachen Inklusion vorhanden. Beim 
Workshop bestand Konsens darüber, dass es mit der Inklusion „gut vorange-
he“. Kinder kommen in der Regel mit Inklusion sehr gut zurecht, haben wenig 
Vorbehalte und sind liebevoll miteinander, wenn sie gut angeleitet werden. 
Dafür braucht es allerdings personelle Ressourcen, die im Zuge zunehmen-
der Bürokratie nicht immer vorhanden sind. Auch die entsprechende Finan-
zierung des Personals und räumliche Gegebenheiten müssen gewährleistet 
sein.
Pädagogische Fachkräfte werden zum Thema Inklusion nicht bzw. nicht aus-
reichend ausgebildet. Praktika und Hospitationen fi nden im sonderpäda-
gogischen Bereich selten statt. Eine inklusive Haltung und Erfahrungen der 
pädagogischen Fachkräfte sind jedoch Voraussetzung für ein inklusives Bil-
dungssystem. 

LÖsuNgsVORscHLÄgE 
Fortbildungen für pädagogische Fachkräfte zum Thema Inklusion•	
Möglichkeiten der Hospitation, um den Umgang mit Behinderungsarten •	
oder Verhaltensauff älligkeiten zu lernen und eine inklusive Haltung ent-
wickeln zu können
Notwendigkeit von Förderrichtlinien, um die Knappheit der Plätze besser zu •	
regulieren
In der Erzieherinnen- und Kinderpfl egeausbildung müssen sonderpädago-•	
gische Inhalte und verschiedene Behinderungen und Erkrankungen gelehrt 
werden

ANspREcHpARTNER
Gemeinden •	
Freie Träger•	
Kirchen•	
Koordinierende Kinderschutzstelle des Landkreises (KoKi)•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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NETZWERk uNd kOOpERATION 

Die Zusammenarbeit und Kooperation zwischen beteiligten Akteuren und 
Familien mit förderbedürftigen Kindern ist oft schwierig und verbesserungs-
fähig. 
Im Workshop zu diesem Handlungsfeld wurde vor allem die Notwendigkeit 
hervorgehoben, dass Eltern, Kita, Ärzte, Therapeuten und andere Fachstellen 
besser zusammenarbeiten.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Bessere Vernetzung und Abstimmung von allen am Prozess beteiligten •	
Akteuren
Hierfür müssen auch zeitliche Ressourcen und Räume zur Verfügung •	
gestellt werden
Starke Vernetzung, um Alternativen und Informationen auszutau-•	
schen. Treff en zwischen Kitas, Ärzten, Eltern und Frühförderstellen sind 
notwendig
Aufbau eines Netzwerkes zum sozialen Kompetenztraining für Kinder mit •	
Autismus
Für freiberufl iche Therapeuten und Ärzte gibt es keine Finanzierungs-•	
möglichkeiten für Kooperationen und Vernetzungen. Finanzielle Mittel 
müssen für Austauschtreff en und Kooperationen zur Verfügung gestellt 
werden

ANspREcHpARTNER
Kindergärten•	
Kinder- und Jugendhilfeplanung des Landkreises•	
Koordinierende Kinderschutzstelle des Landkreises (KoKi)•	
Amt für Kinder und Jugendliche•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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THERApEuTIscHE ANgEbOTE IN dER kITA

Kinder mit Förderbedarf haben häufi g die Möglichkeit, in der Kita von einem 
Therapeuten betreut zu werden. So besteht die Möglichkeit, logopädische, 
ergotherapeutische oder heilpädagogische Behandlungen in der Kita durch-
zuführen. Hierzu werden die jeweiligen Kinder aber aus der Gruppe genom-
men, die Therapeuten arbeiten exklusiv. 

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Sensibilisierung für inklusives Handeln in den Kitas und Einbettung the-•	
rapeutischer Maßnahmen; je nach Behandlungsbedarf oder Schwere der 
Erkrankung bzw. Behinderung bedarf es individueller Einzelförderung und 
zusätzlicher Therapie in einer Kleingruppe

ANspREcHpARTNER
Kindergärten•	
Koordinierende Kinderschutzstelle des Landkreises (KoKi)•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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scHuLIscHE bILduNg: INkLusION gEHT ALLE AN

Es gibt Schulen im Landkreis, die mit und ohne dem Profi l Inklusion ver-
suchen, in ihrem Rahmen Inklusion umzusetzen. Andere Schulen stehen der 
Inklusion von Kindern mit hohem sonderpädagogischem Förderbedarf skep-
tisch gegenüber und verweisen an die betreff enden Schulen. 
In einem inklusiven Bildungssystem soll Inklusion grundsätzlich stattfi nden, 
ohne dass eine Schule einem bestimmten Profi l zugeordnet wird. Inklusion 
soll bedeuten, dass jedes Kind und jeder Schüler die Möglichkeit erhält, sich 
wohnortnah einschulen zu lassen. Dass das Bildungssystem sich hier grund-
sätzlich auch ändern muss, ist Voraussetzung.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Für alle Schulen des Landkreises soll es verpfl ichtend sein, an Inklusions-•	
veranstaltungen mit mindestens einem Vertreter der Schule teilzunehmen
Für den Besuch von Veranstaltungen zu Inklusionsthemen sollen Lehrer •	
diese als Fortbildung geltend machen können
Für alle Schulen soll Inklusion selbstverständlich sein und umgesetzt •	
werden ohne das Siegel Inklusion
Neben Informationen bedarf es ganz konkreter Hilfen um inklusiv be-•	
schulen zu können
Zur Unterstützung des Kindes, der Integration aller Kinder, der  Hilfestellung•	
von lernschwachen Kindern muss in jeder Klasse eine 2. Person
(Heilpädagoge, Sonderpädagoge oder Sozialpädagoge) verpfl ichtend ein-
gesetzt werden
Für individuelle Förderplanung in der Schule benötigt es Sonderpädago-•	
gen an jeder Schule, um Förderkonzepte für den Schüler individuell zu 
planen und fortlaufend weiter zu entwickeln. Sie müssen auch zur Psycho-
edukation und Beratung der Lehrkräfte und zur individuellen und klein-
gruppenspezifi schen Förderung des auff älligen bzw. behinderten Kindes 
und Schülers eingesetzt werden.

ANspREcHpARTNER
Kultusministerium•	
Schulamt•	
Schulen •	
Inklusionsberatung•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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ERfAHRuNgEN mIT INkLusION: 
„dAs RAd WIRd JEdEs mAL NEu ERfuNdEN“

In den Arbeitsgruppen des Workshops wurde beklagt, dass jede Schule für 
sich ihre eigenen Erfahrungen mit den unterschiedlichsten Behinderungs-
arten und Fördernotwendigkeiten macht. Es gibt keine Möglichkeit, sich über 
Vorgehensweisen und Erfahrungen zu informieren bzw. auszutauschen. 
Alle Beteiligten würden von den Erfahrungen anderer Schulen profi tieren. 
Besonders entscheidend ist ein positives Schulklima mit Fokus auf gelingen-
dem Schülerverhalten. Hierbei ist es wichtig, die positiven Verhaltensweisen 
des Kindes stärker herauszuarbeiten und Lösungsvorschläge gemeinsam zu 
entwickeln.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Einrichten einer Plattform oder eines Qualitätszirkels, bei dem gute Bei-•	
spiele, Probleme und Rückschritte off en kommuniziert und sich Lehrer und 
Schulleitungen austauschen können
Fortbildungs- und Informationsveranstaltungen mit unterschiedlichen The-•	
menschwerpunkten sind wichtig
„Best Practice Beispiele“ über gelungene Inklusion sollen immer wieder in •	
der Presse veröff entlicht werden
Einführung von Präventionsprogrammen zur Förderung der sozial-emotio-•	
nalen Entwicklung für alle Schüler
Einrichtung einer Kindersprechstunde (Kindern wird unter anderem die •	
psychische Erkrankung der Eltern kindgerecht erklärt)
Öff entlichkeitsarbeit (Transparenz und Bekanntmachung der Angebote)•	

ANspREcHpARTNER
Schulamt •	
Schulen•	
Einbeziehung der Eltern•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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scHuLbEgLEITER

Wegen einer körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung benötigen 
manche Kinder und Jugendliche die Hilfe einer persönlichen Begleitperson, 
wenn sie eine Schule besuchen. 
Die Aufgabe der Schulbegleiter ist es, den Kindern und Jugendlichen den 
Schulbesuch zu ermöglichen, die Teilhabe am schulischen Leben zu erleich-
tern und bei der Integration in den Klassenverband zu helfen. 

Für die Genehmigung und Kostenübernahme eines Schulbegleiters sind je 
nach Behinderung der Landkreis oder der Bezirk zuständig. Diese fordern für 
eine Genehmigung unterschiedliche Dokumente. Dieser Behördenwirrwarr 
stellt für Betroff ene (Eltern wie Schulen) eine unnötige Belastung dar.
Die Rolle und die Aufgabe eines persönlichen Schulbegleiters ist oft sehr 
eingeschränkt, das heißt, dass viele Schulbegleiter nur pfl egerische Aufgaben 
übernehmen und nicht im Unterricht individuelle Hilfestellung geben dürfen. 
Kritisiert wird von den Beteiligten, dass ein Schulbegleiter ausschließlich als 
Unterstützung für den betreff enden Schüler agieren darf. 

Hier wird gefordert, dass Schulbegleiter im Sinne einer Assistenz in der 
Klasse mitwirken, da so auch Selbstverantwortung und Eigeninitiative des 
begleiteten Schülers gefördert und gestärkt werden. Kritiker dieser Maß-
nahme befürchten, dass die persönliche Begleitung eher stigmatisierend 
wirkt als inklusiv. 

Eigeninitiativen des begleiteten Schülers, so die Befürchtungen, könnten eher 
gebremst und erlernte Hilfl osigkeit gefördert werden. Darüber hinaus ist die 
Frage, wie die Qualifi zierung von Schulbegleitern aussehen könnte bzw. ob 
eine Professionalisierung überhaupt gewünscht ist. 
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LÖsuNgsVORscHLÄgE
Sinnvoll sind Formen der Schulbegleitung, die eher als Klassen- und •	
Unterrichtsbezogene Assistenz konzipiert sind 
Dies muss auf Kultus- und Sozialministeriumsebene geklärt werden. •	
Ein „Pool“ von Schulbegleitern soll den Schulen zur Verfügung stehen, die 
dann nach den Anforderungen der Schulen bzw. Klassen hinzugezogen 
werden können
Qualifi zierungsangebote für Schulbegleiter und Lehrkräfte sind er-•	
forderlich
Reduzierung von großen Klassen in kleine Klassengrößen, um besser •	
individuell helfen zu können

ANspREcHpARTNER
Kultusministerium•	
Sozialministerium•	
Bezirk •	
Schulamt•	
Schulen•	
Lehrkräfte•	
Amt für Kinder und Jugendliche•	
Eltern•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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übERgANg kINdERgARTEN – scHuLE 

Der Übergang vom Kindergarten zur Schule stellt sich seitens der Beteilig-
ten als recht positiv dar. Die Zusammenarbeit mit und zwischen den unter-
schiedlichen Institutionen läuft gut. Auch welche Schulform für welches Kind 
geeignet ist, wird zusammen mit Eltern, Erziehern und Fachkräften überlegt. 
Wenn man die Einrichtungen als eigenständigen Bereich betrachtet, dann 
funktioniert generell Inklusion im Kindergarten besser, da hier die Vorausset-
zungen gegeben sind (kleine Gruppen, extra Fachkraft etc.) als im schulischen 
Bereich. Inklusion in der Schule ist dagegen sehr schwierig. Es gibt zu große 
Klassen, spezielle Ausbildungen für Lehrer fehlen und Kinder sind frustrier-
ter, da zu viel Druck auf sie ausgeübt wird. Neben den fehlenden Fachkräften 
und Schulungen für Lehrer werden die fehlenden Räumlichkeiten beklagt. 
Auch der Betreuungsschlüssel passt nicht, um Inklusion gezielt und sinnvoll 
in der Schule zu praktizieren. 

Um Inklusion optimal umsetzen zu können, fehlen fi nanzielle Mittel in allen 
Bereichen (zusätzliches Fachkräftepersonal, Ausstattung von Räumlichkei-
ten, Schulungen und Fortbildungen für Pädagogen usw.). 

Eine zusätzliche Schwierigkeit zeichnet sich sowohl in Kindergärten als auch 
in Schulen durch „versteckte Inklusionskinder“ ab, das heißt nicht diagnos-
tizierte, aber (verhaltens-) auff ällige Kinder oder diagnostizierte Kinder, die 
noch nicht in einem geeigneten Gruppensetting sind. Die Förderung dieser 
Kinder ist daher schwierig bzw. nicht möglich. 
An Inklusion darf im Bildungsbereich nicht gespart werden.
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LÖsuNgsVORscHLÄgE
Intensivierung der Beratungsangebote•	
Der Austausch zwischen Kindergarten, Schule und weiteren Institutionen •	
ist wichtig und bringt den Gedanken der Inklusion voran
Aufbau eines runden Tisches im Einschulungsprozess mit Kindergarten, •	
Schule, Therapeuten und Schulbegleiter als feste Struktur
Kleine Klassengrößen, mehr Stunden für Personal, zusätzliche ausgebildete •	
Fachkräfte oder Fortbildungen sind Voraussetzungen, um Inklusion im Kin-
dergarten, in der Schule und in Kooperation mit Kindergarten und Schule 
gut umsetzen zu können
Mehr Stunden für Lehrkräfte für Kooperation mit Kindergarten•	
Es wird gefordert, dass Eltern mit Inklusionskinder rechtlich verpfl ichtet •	
werden die Schule zu informieren, um das Kind optimal weiter entwickeln 
zu können
Lehrer sollen mit Förderkindern nicht alleine gelassen werden. Eine zweite •	
Person oder sogar ein Erzieher in der Klasse werden gefordert 
Sprachförderer für Kindergärten•	
Wahlmöglichkeiten für alle Schularten mit fundierter, fachlicher Beratung•	

ANspREcHpARTNER
Kultusministerium•	
Sozialministerium•	
Bezirk •	
Schulamt•	
Amt für Kinder und Jugendliche•	
Kindergärten•	
Schulen•	
Eltern•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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übERgANg scHuLE – bERuf

Der Übergang von Schule ins Berufsleben wird von den Beteiligten des Work-
shops als problematisch angesehen. 
Die Vergleichbarkeit der Schulabschlüsse (Förderschulabschluss vs. Mittel-
schulabschluss vs. ohne Abschluss) erschwert den Einstieg für Jugendliche 
mit Förderbedarf in die Berufswelt. Außerdem ist die Suche nach Praktikums-
plätzen und die Erreichbarkeit von Unternehmen oft sehr schwierig. Auch 
ist das Leistungsniveau auf einer Regelschule sehr hoch, so dass Inklusions-
schüler und Jugendliche mit auff älligem Verhalten sich schwertun und 
demotiviert werden. Hinzu kommt, dass einige junge Menschen mit 
seelischen, geistigen oder körperlichen Einschränkungen eine Ausbildung, 
ein Praktikum bzw. Studium teilweise nicht schaff en können, da lebens-
praktische Fähigkeiten wie Selbstorganisation, Terminplanung und soziale 
Kompetenzen fehlen. 

Was beim Übergang von Schule in den Beruf gut funktioniert, ist die 
Zusammenarbeit mit Förderschulen und dem mobilen sonderpädagogischen 
Dienst (MSD). 
Alle Beteiligten sind sich auch einig, dass Inklusion in Förderschulen besser 
funktioniert als in der Regelschule. Der Bedarf ist groß und deshalb darf an 
Bildung und am berufl ichen Einstieg nicht gespart werden. Erst durch Infor-
mationen, Förderungen, Interessensgewinnung oder durch Kommunikation 
miteinander kann Inklusion gelingen.

Dies bestätigt auch folgender statistischer Überblick im Landkreis Landsberg 
am Lech:
Im Schuljahr 2015 – 2016 gab es im Landkreis Landsberg am Lech 
53  Absolventen an den dort ansässigen Förderschulen.  20 von diesen er-
warben einen erfolgreichen Abschluss im Förderschwerpunkt (FSP) Lernen. 
Davon  erwarben 7 einen Mittelschulabschluss (ohne Quali). Weitere 26 Schüler 
verließen die Förderschule ohne einen Abschluss.
Zur Förderung der berufl ichen Bildung bzw. Berufswahl und -ausbildung 
führt die Bundesagentur für Arbeit unterschiedliche arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen durch. Hierzu zählt u. a. die Gewährung von Zuschüssen zur 
Ausbildungsvergütung behinderter und schwerbehinderter Menschen. 
Im Juli 2016 erhielten insgesamt 8 Personen im Landkreis Landsberg am Lech 
entsprechende Leistungen. 
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LÖsuNgsVORscHLÄgE
Informationen für Schulen, Eltern, Institutionen müssen gebündelt auf ver-•	
schiedenen Kanälen erfolgen z. B. in Form einer Broschüre oder als Weg-
weiser auf einer Homepage
Bekanntmachung der relevanten Beratungsstellen•	
Das Ausbildungssystem muss für Inklusionskinder bzw. junge Menschen •	
einfacher und durchlässiger gestaltet sein
Veröff entlichung von „Best Practice Beispielen“ und Vorstellung aller betei-•	
ligten Institutionen und Unternehmen
Infos an Betriebe und Werbung dafür eine „abgespeckte“ Ausbildungsvari-•	
anten anzubieten, z. B. Werker (MAN), konkrete Anfrage an Innungen und 
Kammern
Vorstellung der Schulen (Förder-, Berufsschulen), der Unternehmen, Agen-•	
tur für Arbeit, z. B. auf der Ausbildungsmesse
Ausbau der Begleitung durch den mobilen sonderpädagogischen Dienst •	
(MSD), die regelmäßige Beratung muss erweitert werden
Kleinere Klassen und zusätzliche Fachkräfte sind in den Klassen erforder-•	
lich. Schüler mit Widerstand können besser gefördert und begleitet werden 
und fallen nicht aus dem System heraus

ANspREcHpARTNER
Agentur für Arbeit•	
Jobcenter•	
Unternehmen•	
Integrationsfachberatung•	
Jugendsozialarbeit•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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ELTERN müssEN bILduNg füR IHRE kINdER 
„HINTERHERLAufEN“

Allgemein wurde beklagt, dass Eltern von Kindern mit Förderbedarf, Behin-
derungen und psychischen Beeinträchtigungen einen lebenslangen Kampf 
mit Behörden führen müssen. Im Bildungsbereich müsse man der „Bildung 
für die Kinder hinterherlaufen“. Ein großes Problem seien dabei die un-
klare Zuständigkeit, insbesondere von Kostenträgern. Betroff ene beklagen, 
dass Kostenträger durch langandauernde Antragsverfahren Inklusion eher 
verhindern als ermöglichen. Um Kindern mit Förderbedarf die von ihnen 
benötigte Unterstützung zukommen zu lassen und Eltern frühestmöglich in 
ihrer Entscheidungskompetenz zu unterstützen, bedarf es eines klaren Über-
blicks über Förderangebote und entsprechender Beratungsmöglichkeiten. 

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Eltern von Kindern mit Behinderung und Förderbedarf benötigen klare Weg-•	
weiser. Beratungsmöglichkeiten müssen stärker publik gemacht werden
Für ein inklusives Bildungssystem braucht es einfache Antragsverfahren •	
und eine schnellere Umsetzung und Bewilligung der Anträge. Hierfür müs-
sen entsprechende personelle Ressourcen geschaff en werden
Handlungsempfehlungen sollen an die Landesregierung, den Bezirk und an •	
die zuständigen Ämter im Landkreis weitergegeben werden
Entlastungsangebote für Eltern z. B. Kinderbetreuung•	
Ambulante Betreuungsmöglichkeiten für psychisch erkrankte Eltern mit •	
Kindern. Dabei müssen beide Seiten berücksichtigt werden

ANspREcHpARTNER
Kultusministerium•	
Sozialministerium•	
Bezirk •	
Schulamt•	
Amt für Kinder und Jugendliche•	
Frühförderstellen•	
Kinderarztpraxen•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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BESCHÄFTIGUNG

ARBEIT



42

HANdLuNgsfELd:
ARbEIT uNd bEscHÄfTIguNg3.

AusgANgsLAgE

Entsprechend der Sozialgesetzgebung sind Arbeitgeber, die im Jahr über 
durchschnittlich mindestens 20 Arbeitsplätze verfügen, dazu verpfl ichtet we-
nigstens 5 % (Pfl icht-Beschäftigungsquote) der Arbeitsplätze mit Menschen 
mit einer Schwerbehinderung zu besetzen (§71 Abs. 1 SGIX). Dies gilt sowohl 
für private als auch öff entliche Arbeitgeber.
Werden weniger als die geforderte Anzahl an Menschen mit einer Schwerbe-
hinderung beschäftigt, muss der Arbeitgeber jährlich eine sogenannte Aus-
gleichsabgabe für jeden unbesetzten Pfl ichtarbeitsplatz an das Integrations-
amt zahlen.
Insgesamt beschäftigen die öff entlichen Arbeitgeber im Vergleich zu der Pri-
vatwirtschaft mehr Menschen mit einer Schwerbehinderung. 
Menschen mit einer Schwerbehinderung sind im Landkreis Landsberg am 
Lech im Jahr 2014 vor allem in folgenden vier Wirtschaftszweigen beschäf-
tigt:

Verarbeitendes Gewerbe (31 %)•	
Öff entliche Verwaltung, Sozialversicherung, externe Organisation (23 %)•	
Handel, Instandhaltung, Reparatur von Kfz (13 %)•	
Gesundheits- und Sozialwesen (12 %)•	

Menschen mit Behinderung sollen ihren Arbeitsplatz frei wählen können und 
bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt bekommen. 
Verschiedene Statistiken zeigen allerdings, dass die Inklusion auf dem ersten 
Arbeitsmarkt nur sehr mäßig Einzug gehalten hat. Während im öff entlichen 
Dienst die Quote weitestgehend erfüllt wird, sind Unternehmen der freien 
Wirtschaft im Vergleich der letzten 10 Jahre auf einem gleichbleibend gerin-
gen Stand. 
In der Regel zeigen sich die Betriebe off en, wenn ein Mitarbeiter im Laufe sei-
ner Beschäftigung erkrankt und es um den Erhalt seines Arbeitsplatzes geht. 
Von Neueinstellung behinderter oder psychisch beeinträchtigter Bewerber 
wird hingegen abgesehen. Es besteht Aufklärungsbedarf. 
Darüber hinaus nehmen psychische Erkrankungen aufgrund steigender 
Arbeitsbelastung stetig zu. Die Übergänge von psychischen Überlastun-
gen zu Behinderungen stellen sich dabei fl ießend dar. Folgende Probleme 
und Lösungen wurden in den Arbeitsgruppen zu diesem Handlungsfeld 
erarbeitet:
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übERbLIck fÖRdERgELdER

Arbeitgeber beklagen einen fehlenden Überblick über Fördergelder, 
Infos und Zuschüsse bei der Beschäftigung von Menschen mit Behinderung. 
Darüber hinaus fehlen klare transparente Strukturen bezüglich der Zu-
ständigkeiten. So gibt es viele Träger (Integrationsamt, Agentur für Arbeit, 
Bezirk, Sozialhilfeverwaltung, Rentenversicherung etc.) mit jeweils anderem 
Schwerpunkt. Damit ist es für Arbeitgeber schwierig, den richtigen 
Ansprechpartner zu fi nden. Es gibt kein trägerübergreifendes Informations-
material. Die Beschaff ung von Informationen und die Beantragung von 
Zuschüssen beanspruchen unverhältnismäßig viel Zeit, die im laufenden 
Betrieb einer Firma nicht zur Verfügung  steht. Daher rücken viele Firmen 
davon ab, Menschen mit Behinderung, Beeinträchtigung und psychischer 
Erkrankung einzustellen.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Betriebe brauchen einen Überblick über Fördermöglichkeiten und •	
Ansprechpartner. Hilfreich wäre eine zentrale Anlaufstelle, bei welcher 
Informationen eingeholt werden können und die einen Überblick in Form 
einer Broschüre, eines Faltblattes oder einer Homepage gibt
Direkte Erreichbarkeit der Ansprechpartner in den zuständigen Stellen •	
(Rentenversicherung, Agentur für Arbeit, Bezirk usw.)
Bessere Darbietung von Informationen über geförderte Beschäfti-•	
gungsmöglichkeiten von Trägern der berufl ichen Einrichtungen und 
Rehabilitation
Für Arbeitgeber und Arbeitnehmer dauerhaft Sprechstunden installieren•	
Beratung für Arbeitgeber und Arbeitnehmer über psychische Störungen •	
und Hilfen
Das, im Bundesteilhabegesetz verankerte Budget für Arbeit, muss bekannt •	
gemacht werden

ANspREcHpARTNER
Integrationsfachdienst (IFD) Weilheim•	
Träger der berufl ichen Rehabilitation und Einrichtungen•	
Handwerkskammern und Innungen•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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pRAkTIkumspLÄTZE füR mENscHEN mIT bEHINdERuNg

Der Zugang zum Arbeitsmarkt erfolgt für Menschen mit Behinderung häufi g 
über Praktikumsstellen. Im Landkreis fehlen diese allerdings. Der öff entliche 
Dienst muss in dieser Frage Vorbild sein und Praktikumsplätze für Menschen 
mit Behinderung schaff en. Auch Betriebe müssen mehr Möglichkeiten für 
Praktika anbieten. 

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Betriebe sollen eine bestimmte Anzahl von Praktikumsplätzen zur Verfü-•	
gung stellen
Der Aufbau von Kooperationen zu Unternehmen ist notwendig, um Prakti-•	
kumsplätze zu gewinnen und als „Best Practice“ in der Öff entlichkeit wer-
ben zu können
Veranstaltungen wie das Unternehmerfrühstück des Landkreises können •	
für die Bewerbung von Kooperationen genutzt werden
Das Landratsamt und die Gemeindeverwaltungen müssen mit gutem Bei-•	
spiel vorangehen und Praktikumsplätze zur Verfügung stellen
Die Installation einer Praktikumsbörse ist für alle gewinnbringend•	

ANspREcHpARTNER
Gemeinden•	
Landkreis Landsberg am Lech •	
Träger der berufl ichen Rehabilitation und Einrichtungen •	
Integrationsfachdienst (IFD) Weilheim•	
Handwerkskammern und Innungen•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Wirtschaftsförderung•	
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sENsIbILIsIERuNg VON ARbEITgEbERN

Eine zentrale Frage des Arbeitsworkshops sowie des Arbeitskreises Arbeit 
lautet: Wie erreichen wir die Arbeitgeber? Wie können wir informieren, Vor-
urteile abbauen, sensibilisieren? In der Vergangenheit waren Informations-
veranstaltungen zum Thema Beschäftigung von Menschen mit Behinderung 
schlecht besucht bzw. von solchen Arbeitgebern frequentiert, die ohnehin 
bemüht sind und die Pfl ichtquote von 5 % erfüllen.
Die Agentur für Arbeit gibt regelmäßig Informationen an die Unternehmen 
weiter. Darüber hinaus stellt die Agentur für Arbeit über ihre Internetseite 
zahlreiche Informationen zur Verfügung. Auch kann jedes Unternehmen 
über einen installierten Arbeitgeberservice Informationen einholen. 
In der Regel kommen Arbeitgeber nicht auf die Agentur für Arbeit bzw. das 
Jobcenter zu.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Die Arbeitgeber müssen sich aufgehoben und mitgenommen fühlen bei •	
der Fragestellung: „Wie kann ich meine Mitarbeiter speziell mit Beeinträch-
tigung, Behinderung und psychischen Belastungen in das Unternehmen 
integrieren?“. Der persönliche Kontakt zur Geschäftsleitung ist notwendig 
Pressearbeit: Gute Beispiele von Inklusion müssen ständig veröff entlicht •	
werden. Beispiele von Zuschussmöglichkeiten und Förderungen benannt 
werden
Die Sprechstunde für Arbeitgeber und Beschäftigte muss langfristig bewor-•	
ben werden
Aufbau von Integrationsfi rmen•	
Unternehmen müssen zwingend die 5 % Hürde erfüllen•	
Schaff ung einer Quote für Ausbildungsplätze•	

ANspREcHpARTNER
Agentur für Arbeit•	
Jobcenter•	
Integrationsfachdienst (IFD) Weilheim•	
Handwerkskammern und Innungen•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Wirtschaftsförderung•	
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pRÄVENTION

Das Thema psychische Belastungen und Erkrankungen am Arbeitsplatz 
gewinnt zunehmend an Bedeutung. So haben zwischen 2003 und 2014 
Fehltage aufgrund psychischer Erkrankungen um mehr als 83 %  zugenom-
men. Der Prävention psychischer Erkrankungen und Behinderungen kommt 
daher ein besonderer Stellenwert zu und wurde beim Arbeitsworkshop als 
prominentes Thema benannt.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Die Schwerbehindertenvertreter der Firmen sind erste Anlaufstelle für psy-•	
chisch belastete und schwerbehinderte Arbeitnehmer. Aufbau eines Run-
den Tisches, um zu informieren und einen Austausch zwischen den Schwer-
behindertenvertretern zu ermöglichen
Schulungen der Arbeitgeber im Landkreis zum Thema psychische Erkran-•	
kungen und Behinderungen
Sensibilisierung zur Thematik und Öff entlichkeitsarbeit•	
Prävention (Verringerung bzw. Vermeidung von Risikofaktoren) muss viel •	
früher greifen. Diesbezüglich braucht es Informationen, Maßnahmen und 
Anlaufstellen für Erwerbstätige, bevor sie erkranken. Dies muss in den 
Firmen umgesetzt werden. Dabei muss auch das berufl iche Eingliederungs-
management bei der Prävention Berücksichtigung fi nden 
Einige Menschen haben wenig Wissen über die eigene psychische Erkran-•	
kung und wenn sie davon wissen, dann ist die Wartezeit sehr lang, um einen 
Zugang in eine Maßnahme zu bekommen. Aufklärungsarbeit und kürzere 
Wartezeiten für Maßnahmen

ANspREcHpARTNER
Landkreis Landsberg am Lech•	
Unternehmen •	
Integrationsfachdienst (IFD) Weilheim•	
Handwerkskammern und Innungen•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Wirtschaftsförderung•	
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bEdEuTuNg dER WERksTÄTTEN EINEs gEscHüTZTEN 
ARbEITsmARkTEs

In der UN-Behindertenrechtskonvention stellt Artikel 27 fest, „dass das Recht 
auf Arbeit für Menschen mit Behinderungen das Recht auf die Möglichkeit 
der Arbeit in einem off enen, einbeziehenden und zugänglichen Arbeitsmarkt 
und Arbeitsumfeld einschließt.“ 
Deutlich hörbar wird der Wunsch nach einem inklusiven Arbeitsmarkt, ei-
nem Arbeitsmarkt, der auch Menschen mit Behinderung einschließt. Dieses 
Ziel kann in einem wettbewerblich ausgerichteten Arbeitsmarkt, der die Leis-
tungsfähigkeit des Einzelnen in den Vordergrund rückt, nicht von allen Men-
schen erreicht werden. Gerade Menschen mit psychischer und geistiger Be-
hinderung sind auf Angebote des zweiten Arbeitsmarktes, in Werkstätten für 
Menschen mit Behinderung angewiesen. Ohne das Angebot der Werkstatt 
wäre dieser Personenkreis vom Recht auf Arbeit nahezu ausgeschlossen und 
vollkommen beschäftigungslos. 
Vorrangiges Ziel bleibt der Zugang von Menschen mit Behinderung zum 
ersten Arbeitsmarkt. Entsprechende Anpassungen und Umgestaltungen zum 
Abbau vorhandener Barrieren und für individuelle Unterstützungsleistungen 
müssen dabei in den nächsten Jahren vorgenommen werden. Zugleich wird 
ein zweiter Arbeitsmarkt benötigt. Werkstätten für Menschen mit Behin-
derung orientieren sich dabei nahe am ersten Arbeitsmarkt, sind vernetzt 
und schaff en durch Qualifi zierung und Vermittlung Arbeitsangebote inner-
halb und außerhalb der Werkstatt.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Angebot einer unabhängigen Beratung für Menschen mit Behinderung•	
Vorbildrolle durch Unternehmen: Angebote von Jobs und Praktika•	
Aufbau einer Informationsplattform•	
Organisation gemeinsamer Treff en (Betrieb, Einrichtung, Menschen mit •	
Behinderung)
Unterstützung beim Zugang zum Arbeitsmarkt •	
Öff entlichkeitsarbeit•	
Ausbau einer barrierefreien Mobilität•	

ANspREcHpARTNER
Unabhängige Teilhabeberatung•	
Werkstätten•	
Unternehmensverbände•	
Verantwortliche für ÖPNV•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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ÖffENTLIcHkEITsARbEIT

Um Menschen mit Behinderung eine Teilhabe an selbstbestimmter Arbeit zu 
ermöglichen, besteht Aufklärungs- und Sensibilisierungsbedarf. Eine breitere 
Information über Beschäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit Behinde-
rung ist erforderlich. Über gelungene Inklusion auf dem Arbeitsmarkt muss 
immer wieder berichtet werden. Arbeitgeber benötigen Informationen über 
die Einsetzbarkeit von Menschen mit Behinderungen oder psychischen Be-
einträchtigungen auf dem Arbeitsmarkt. 

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Öff entlichkeitsarbeit zum Thema Beschäftigung in Form von Aktionen, Pres-•	
searbeit, Artikel über gelungene Inklusion und Informationen zu Inklusion 
auf dem Arbeitsmarkt sowohl von Beschäftigten und Arbeitssuchenden als 
auch von Arbeitgebern
Regelmäßige Kolumne oder Newsletter zum Thema Inklusion, die über un-•	
terschiedliche Öff entlichkeitskanäle gestreut werden
Bekanntmachung des Arbeitskreises Arbeit, der über verschiedenste Ange-•	
bote der Beschäftigung für Menschen mit Behinderungen und psychischen 
Beeinträchtigungen informiert
Einbindung und Benutzung der sozialen Medien•	

ANspREcHpARTNER
Interessensvertretung der Unternehmen•	
Unternehmerverbände•	
Integrationsfachdienst•	
Arbeitskreis Arbeit•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Wirtschaftsförderung•	
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mObILITÄT

Mobilität ist eine Grundvoraussetzung für einen off enen einbezie-
henden und zugänglichen Arbeitsmarkt. Nicht nur für Menschen mit 
Behinderung im Landkreis scheitert häufi g der Zugang zu Beschäftigungs-
möglichkeiten bereits an dieser Voraussetzung, sondern auch für alle Mit-
bürger die im ländlichen Raum wohnen und mobilitätseingeschränkt sind. 
Es braucht bessere Beförderungsmöglichkeiten in die Arbeit. Eine Öff nung 
von alternativen Arbeitsplätzen kann zu einem inklusiven Gelingen in der 
Arbeitswelt beitragen.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Einrichtung von mehr Telearbeitsplätzen•	
Stärkung des ÖPNV (Ausbau des Netzes, bessere Taktung, barrierefreier •	
ÖPNV usw.)
Beförderung durch Unternehmen (z. B. barrierefreier Werksbus)•	
Ausbau von barrierefreien Bahnhöfen•	

ANspREcHpARTNER
Bezirk•	
Unternehmen •	
Verantwortliche der Deutschen Bahn•	
Verantwortliche des ÖPNV•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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HANdLuNgsfELd:
LEbEN uNd WOHNEN

4.

AusgANgsLAgE

Unter dem Handlungsfeld Leben und Wohnen wurden Aspekte zum Thema 
Wohnraum und Wohnumgebung ebenso genannt wie Aspekte der Freizeit-
gestaltung und Teilhabe am öff entlichen Leben. 

Menschen mit Behinderung sollen laut UN-Behindertenrechtskonvention 
gleichberechtigt und selbstbestimmt leben können, das heißt, sie haben 
das Recht, „ihren Aufenthaltsort zu wählen. Sie sollen weiterhin entscheiden 
dürfen, wo und mit wem sie leben und sind nicht verpfl ichtet, in beson-
deren Wohnformen zu leben.“ Durch gemeindenahe Unterstützungsdienste 
bis hin zur persönlichen Assistenz soll gewährleistet sein, dass das Leben in der 
Gemeinschaft gefördert und Ausgrenzung und Isolation von Menschen mit 
Behinderung vermieden werden. 

Die derzeitige angespannte Situation auf dem Wohnungsmarkt im Land-
kreis lässt allerdings wenig Spielraum für alternative Wohnformen. Folgende 
Probleme wurden seitens der Teilnehmer bei den Arbeitstreff en benannt:
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mANgEL AN bEZAHLbAREm WOHNRAum

Menschen mit Behinderungen und psychischen Beeinträchtigungen haben 
im Landkreis Landsberg am Lech zahlreiche Möglichkeiten, selbstbestimmt 
und autonom zu leben. Neben stationären und teilstationären Wohnformen 
gibt es auch immer mehr ambulante Betreuungen und alternative Wohn-
formen. Problematisch stellt sich die Lage auf dem Wohnungsmarkt dar. So 
haben es Menschen mit Behinderung schwerer, geeigneten und vor allem 
bezahlbaren Wohnraum zu fi nden, ganz zu schweigen von barrierefreien 
Wohnungen. Große Wohnungen stehen eher noch zur Verfügung, es fehlt 
aber an Wohnungen für Alleinstehende. 
Auf der einen Seite gibt es betreute Wohngemeinschaften bzw. betreutes 
Einzelwohnen. Allerdings ist der Bedarf größer als Plätze vorhanden sind. Auf 
der anderen Seite fehlt bezahlbarer kleinräumiger Wohnraum, um Wieder-
eingliederung in die Gesellschaft zu ermöglichen.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Bau von Wohnungen im Landkreis•	
Förderung von Mehrgenerationenhäusern•	
Bei zukünftigen Bauvorhaben muss noch mehr für Barrierefreiheit sensibi-•	
lisiert werden
Im Betreuten Wohnen sollte die Altersgrenze abgeschaff t werden, um auch •	
Menschen mit Behinderung diese Wohnform zu ermöglichen
Das Projekt „Wohnen für Hilfe“ soll unterstützt werden•	
Sensibilisieren von Vermietern, um Wohnraum für alle Menschen gleicher-•	
maßen zur Verfügung zu stellen
Einrichtung einer „Krisenpension“, um in Notsituationen über einen länge-•	
ren Zeitraum Schutz zu erhalten
Installation einer Wohnungsbörse für alle Bedürftigen•	
Nachbarschaftshilfe über das Ehrenamt•	

ANspREcHpARTNER
Landkreis Landsberg am Lech•	
Wohnbaugesellschaften•	
Mieterbund•	
Haus- und Grundbesitzerverein•	
Koordinationsstelle Seniorenpolitisches Gesamtkonzept•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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bEdARf AN ALTERNATIVEN WOHNfORmEN

Alternative Wohnformen ermöglichen Menschen mit Behinderung und 
psychischer Beeinträchtigung, relativ autonom zu leben. Neben stationä-
ren und teilstationären Wohnformen gibt es auch immer mehr ambulante 
Betreuungen (mit individueller Betreuungsfrequenz) und alternative 
Wohnformen wie z. B. Wohngemeinschaften von Menschen mit und ohne 
Behinderung. Individuelle Bedürfnisse müssen dabei berücksichtigt und ein 
breites Spektrum an Angeboten zur Verfügung gestellt werden, denn nicht 
jeder kann gleichermaßen gleiche Angebote nutzen.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Das Wohnen in einer Gastfamilie kann für Menschen mit Behinderung ohne •	
eigenen Familienanschluss eine attraktive Alternative darstellen. Ein Anreiz 
für Familien, einen Menschen mit Behinderung aufzunehmen, kann das 
Betreuungsgeld sein
Eine solche Wohnform muss beworben und gute Beispiele müssen in der•	
Presse veröff entlicht werden (Öff entlichkeitsarbeit)

ANspREcHpARTNER
Amt für Kinder und Jugendliche•	
Off ene Hilfen bzw. Einrichtungen der Behindertenhilfe •	
Koordinationsstelle Inklusion •	
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AufkLÄRuNgsARbEIT uNd scHuLuNgEN

In den Workshops wurde diskutiert, dass viele Menschen über Behinderungs-
arten, Beeinträchtigungen und psychische Krankheiten wenig bis gar nichts 
wissen. Im täglichen Leben kann es vorkommen, dass man mit Situationen 
und Menschen konfrontiert wird, die einen persönlich betroff en machen, 
überfordern oder ein Unsicherheitsgefühl auslösen. Hier kann nur Aufklä-
rung helfen, indem für die Thematiken der unterschiedlichen Behinderungs-
arten, Beeinträchtigungen und psychischen Krankheiten mehr Aufmerksam-
keit in der Gesellschaft Platz fi ndet.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Aufklärungsarbeit zu Behinderungsarten und psychischen Erkrankungen •	
in Form von öff entlichen Kampagnen, Schulungen oder Informationsbro-
schüren
Hausärzte sollen besser psychiatrisch und psychotherapeutisch geschult •	
sein. Somit kann der Hausarzt in Selbsthilfegruppen vermitteln und mit 
Psychotherapeuten Situation abklären
Entwicklung von Leitlinien für Hausärzte•	

ANspREcHpARTNER
Bezirk•	
Gemeinden•	
Landkreis Landsberg am Lech•	
Schulen•	
Unternehmen •	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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HANdLuNgsfELd:
kuLTuR, fREIZEIT uNd spORT5.

AusgANgsLAgE

Menschen mit Behinderung können häufi g nicht selbstverständlich an Ver-
anstaltungen und am öff entlichen Leben teilnehmen. Wichtige Faktoren für 
die Teilhabe im Freizeitbereich sind eine gesicherte Finanzierung, Mobili-
tät (ÖPNV) und Barrierefreiheit. In der Bevölkerung bestehen Berührungs-
ängste und Vorurteile gegenüber Menschen mit Behinderung und psychischer 
Beeinträchtigung. 

Demgegenüber bleiben Menschen mit Behinderung häufi g gerne unter 
sich, trauen sich nicht, außerhalb der Einrichtungen oder spezieller Vereine 
an Veranstaltungen Nichtbehinderter teilzunehmen. Angebote im Bereich 
Freizeit und Kultur sind als inklusive Veranstaltungen für alle Menschen zur 
Verfügung zu stellen. Inklusive Angebote sind zu fördern. 

Freizeitangebote am Wochenende fehlen, Informationen zu diesen sind 
nicht immer greifbar. Auch sollten Angebote so beschaff en sein, dass jeder 
gleichberechtigt teilnehmen kann, sonst führt dies möglicherweise zu einer 
Stigmatisierung.
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bARRIEREfREIE VERANsTALTuNgEN

Alle öff entlichen Veranstaltungen müssen barrierefrei sein. Dazu zählen 
Diskotheken, Restaurants und Kneipen, Kirchen, Kinos, Museen, Stadt- und 
Gemeindefeste, Veranstaltungen aller Art.
Dabei meint Barrierefreiheit nicht nur die bauliche Barrierefreiheit. Menschen 
mit Lern- oder Sinnesbehinderung benötigen entsprechende Vorkehrungen, 
damit sie an öff entlichen Veranstaltungen teilnehmen können. Allen voran 
besteht die Möglichkeit, persönliche Assistenten anzubieten. Weitere Mög-
lichkeiten: leichte Sprache verwenden, Hinweisschilder mit Bildern aufstel-
len, Gebärdendolmetscher einsetzen, Informationen in Brailleschrift usw..

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Ist kein barrierefreier Zugang vorhanden kann eine mobile Rampe Abhilfe •	
schaff en oder ein Serviceangebot seitens des Veranstalters installiert wer-
den
Bei der Anmeldung von Veranstaltungen soll seitens der Gemeinde bzw. •	
Stadtverwaltung darauf geachtet werden, dass die barrierefreie mobile 
Toilette des Landkreises verpfl ichtend zum Einsatz kommt, sofern keine 
andere barrierefreie Toilette zur Verfügung steht
Die Checkliste für barrierefreie Veranstaltungen muss zur Verfügung •	
gestellt und umgesetzt werden
Mehr Aufklärungsarbeit und Unterstützung bei Sportvereinen, kulturellen •	
Einrichtungen, privaten Veranstaltern etc. ist notwendig
Versicherungsfragen müssen vorab geklärt werden, vielleicht eine FAQ-•	
Liste erstellt werden, wie Angebote inklusiv zur Verfügung gestellt werden 
können
VHS-Angebote im Bereich Bildung, Förderung inklusiver Kurse•	
Sensibilisieren von Pfarrgemeinden, um Menschen mit Behinderung den •	
Zugang zu Gottesdiensten und Gemeindeveranstaltungen zu ermöglichen

ANspREcHpARTNER
Gemeinden•	
Unternehmen•	
Veranstalter•	
Vereine und Bildungsträger•	
Kirchengemeinden•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Koordinationsstelle Seniorenpolitisches Gesamtkonzept•	



60

fÖRdERuNg EHRENAmTLIcHEs ENgAgEmENT

Um Menschen mit Behinderung und psychischer Beeinträchtigung eine 
gleichberechtigte Teilhabe und selbstbestimmte Lebensführung zu ermög-
lichen, braucht es in vielen Bereichen Ehrenamtliche, die bereit sind, einen 
inklusiven Zugang zu begleiten, denn nicht alle Menschen können ihren 
Alltag so gestalten. Darüber hinaus sollte ehrenamtliches Engagement auch 
für Menschen mit Behinderung möglich sein. Eine intensive Zusammenarbeit 
mit der Koordinationsstelle engagierter Bürger (k.e.b.) ist für die Inklusion im 
Landkreis maßgeblich.

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Projekt Rolli-Paten: Für die Förderstätten ist es hilfreich, sog. Rolli-Paten •	
zu haben, die bei Ausfl ügen oder Stadtprojekten unterstützen. Hier wer-
den Ehrenamtliche gebraucht, die bereit sind mitzulaufen oder den Rolli zu 
schieben. Dafür sind keine pädagogischen Fachkenntnisse nötig
Schulung für Helfer zum sicheren Umgang mit dem Rollstuhl•	
Im Rahmen der Freizeitgestaltung und Nutzung öff entlicher, besonders •	
auch kultureller Angebote braucht es Ehrenamtliche, die einen inklusiven 
Kontakt oder die Teilnahme an bestimmten Veranstaltungen vorüber-
gehend begleiten und sowohl für den Anbieter der Veranstaltung als auch 
den Menschen mit Behinderung zur Verfügung stehen
Förderung von gezielten Hilfs- und Beschäftigungsprojekten durch Kosten-•	
träger
Die Koordinationsstelle engagierter Bürger (k.e.b.) soll bekannter •	
gemacht werden und Kooperationen mit Einrichtungen der Behindertenhilfe 
fördern
Aufbau einer inklusiven Freiwilligenagentur. In dieser können sich •	
Menschen mit Behinderung oder psychischer Beeinträchtigung in Form 
von Einkaufshilfen, Hilfe bei der Begleitung nach außen, Mobilität, Haushalt 
u. ä. einbringen

ANspREcHpARTNER
Koordinationsstelle engagierter Bürger (k.e.b.)•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
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sENsIbILIsIEREN, VERsTÄNdNIs füREINANdER

Immer noch bestehen große Berührungsängste und Vorurteile gegenüber 
Menschen mit Behinderung und psychischen Beeinträchtigungen, teilweise 
sehen sich diese dem Spott anderer ausgesetzt. Die fehlende Solidarität und 
Hilfsbereitschaft, auch das geringe Verständnis für Menschen mit Hilfebedarf 
werden beklagt. 

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Begegnungsmöglichkeiten schaff en und Miteinbeziehen von Menschen mit •	
Behinderung
Schulprojekte zur Sensibilisierung von Kindern und Jugendlichen•	
Feste der unterschiedlichen Kulturen und Lebensformen im Landkreis •	
Landsberg am Lech ausrichten, z. B. Stadt- und Schulfeste, Feste in Verei-
nen und in den Kirchengemeinden
Bei Gemeindeaktivitäten- und festen, bei kulturellen und sportlichen •	
Veranstaltungen und in der Predigt soll das Thema Inklusion, Solidarität 
und Hilfsbereitschaft für Menschen thematisiert werden
Kunst- und Kulturbeiträge von Menschen mit Behinderung (Chöre, Musik-•	
gruppen, Theater u. ä.)
Gezielte Öff entlichkeitsarbeit, z. B. Informationen durch die Presse über •	
Behinderungsarten
Installierung einer „Kulturtafel“, dafür braucht es Kümmerer•	
Es wurden einige Vorschläge benannt, wie man in Kontakt treten kann, •	
beispielsweise über eine Tauschbörse, Mitmachaktionen, „Berechtigungs-
karte“

ANspREcHpARTNER
Gemeinden•	
Landkreis Landsberg am Lech•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Inklusionsbeirat •	
Beirat für Menschen mit Behinderung•	
Integrationsbeauftragte•	
Schulen•	
Vereine•	
Kirchengemeinden•	
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fREIZEITANgEbOTE

Inklusive Freizeitangebote im Bereich des Sports und der Kultur sind im 
Landkreis Landsberg am Lech nicht ausreichend vorhanden. Auch die Teil-
nahme an regulären Freizeitangeboten sollen für Menschen mit Behinde-
rung und psychischer Beeinträchtigung selbstverständlich sein. Um dies zu 
ermöglichen braucht es eine aufgeschlossene Haltung der Bevölkerung und 
Verantwortliche. 

LÖsuNgsVORscHLÄgE
Transparenz und Öff entlichkeitsarbeit: Informationen über Angebote als •	
Broschüre, Flyer oder digital
Gelder für Kleinprojekte akquirieren, z. B. für Kunstprojekte oder Kosten für •	
Gebärdendolmetscher über Aktion Mensch, Rotary oder Lions
Nutzung von leerstehenden Gebäuden, um inklusive Veranstaltungen •	
durchzuführen
Inklusive Veranstaltungen im Mehrgenerationenhaus•	
Inklusive Angebote für Kinder- und Jugendfreizeit•	
Kommunale inklusive Ferienangebote•	

ANspREcHpARTNER
Gemeinden•	
Koordinationsstelle Inklusion•	
Veranstalter•	
Vereine•	
Kreisjugendring•	



REsümEE uNd AusbLIck
Der Landkreis Landsberg am Lech hat mit dem vorliegenden Aktionsplan 
einen Wegweiser geschaff en, um Inklusion nach der UN-BRK verwirklichen 
und umsetzen zu können. Der Aktionsplan ist kein festgeschriebenes Papier. 
Er wird ergänzt und durch die Umsetzung der Lösungsvorschläge Schritt 
für Schritt ins wirkliche Leben, in unsere Gesellschaft integriert. Dafür ist es 
notwendig, Fachleute aus Inklusionseinrichtungen, Unternehmen, Schulen, 
Kindergärten oder Politik, aber auch alle Bürgerinnen und Bürger einzubin-
den, um Inklusion nicht mehr nur als Begriff  stehen zu lassen, sondern um 
gemeinsam eine Teilhabe von Menschen mit Behinderung und psychischer 
Beeinträchtigung zu ermöglichen. Auch das Verständnis für jeden Menschen 
mit seinen Vor- und Nachteilen, Behinderungen und Nichtbehinderungen 
sollte dadurch selbstverständlich sein.

WIE sOLL kONkRET dIE umsETZuNg AussEHEN? 

Die Koordinationsstelle Inklusion mit der Beauftragten für die Belange der 
Menschen mit Behinderung des Landkreises Landsberg am Lech und dem 
Inklusionsbeirat setzen kurzfristige, mittelfristige und langfristige Prioritäten 
für jedes Handlungsfeld fest. Dabei werden die Lösungsvorschläge der ein-
zelnen Handlungsfelder betrachtet und in eine zeitliche Schiene eingeordnet. 
Für die Umsetzung werden feste Arbeitsgruppen pro Handlungsfeld gebil-
det und „Handlungsfeldpaten“ gefunden. Die Koordinationsstelle Inklusion 
stimmt ab, moderiert und organisiert die Arbeitsgruppen. Außerdem ist sie 
Ansprechpartner und Netzwerker für alle Beteiligte im Prozess, um Inklusion 
im Landkreis Landsberg am Lech voranzutreiben. 

WIE sEHEN ERgÄNZuNgEN Im AkTIONspLAN Aus?

Wenn Sie weitere Ideen, Wünsche oder Lösungsvorschläge für die im Akti-
onsplan dargestellten Handlungsfelder haben, können Sie sich an die Ko-
ordinationsstelle Inklusion wenden. Ihre Vorschläge werden im Prozess mit 
eingearbeitet. Darüber hinaus wird der Aktionsplan um weitere Handlungs-
felder erweitert. Angedacht sind: Gesundheit und Pfl ege, Partizipation und 
Bewusstseinsbildung, Kommunikation und Medien sowie Familie.

Wir haben einen langen Weg vor uns. Der bestehende Aktionsplan bringt uns 
nach unserem Motto „Wir wachsen zusammen“ einen großen Schritt voran, 
um den Landkreis Landsberg am Lech inklusiver zu gestalten. Wir bedanken 
uns bei allen Mitwirkenden und freuen uns auf die Umsetzung mit Ihnen.
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Überblick aller Beteiligten

Nachfolgende Personen haben sich aktiv an den Workshops und an der Umsetzung des 
Aktionsplans beteiligt und sind hier namentlich aufgeführt.

Inklusionsbeirat

Landrat
Eichinger Thomas 		  CSU

Vorsitzende
Juchem Barbara		  CSU

Stellv. Vorsitzende
Groner Monika		  GAL

Stimmberechtigte Kreisräte

Ertl Christoph		  FDP
Jell Christoph		  UBV
Karg Erwin			   FW
Klappert Barbara		  CSU
Krackhardt Georg		  UBV
Kurz Ulla			   SPD
Pioch Jonas			   LM
Schlierf Hanns-Dieter  	 ÖDP
Sießmeir Bernhard 	 BP

Stimmberechtigte Mitglieder

Beltz Henriette		  AK schulische Inklusion an der Grundschule Kaufering
Bergfeld Jürgen		  Psychosoziales Netzwerk Landsberg am Lech
Bichler Hans-Peter		 Regens-Wagner - Offene Hilfen Landsberg am Lech
Charafeldin Anja		  Beirat für Menschen mit Behinderung
Eder Manfred		  Beirat für Menschen mit Behinderung
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Beteiligte

A
Albrecht Susanne 		  Agrarbildungszentrum Bezirk Oberbayern LL
Arnold Sven 			   Eltern
Arnold Stefan 			  Lebenshilfe Landsberg am Lech
Asam Marianne 		  Bayerisches Rotes Kreuz
Aunkofer Marina 		  Regens Wagner Holzhausen

B
Balke Gaby 			   Integrativer Kindergarten Don Bosco Kaufering
Barth Stefanie 		  SIP Scootershop Landsberg am Lech
Bauer Otto 			   VdK Kreisverband Landsberg am Lech
Beckmann Alexandra 		 ISAR-WÜRM-LECH IWL
Berchtold Erich 		  Arbeiterwohlfahrt Landsberg am Lech
Berstecher Gudrun 		  Gemeindebehindertenbeauftragte Igling
Brodale Bettina 		  Dominikus-Zimmermann-Gymansium
				    Landsberg am Lech
Bullan Sabine 			  Regens Wagner Holzhausen
	
C
Carl Matthias 			   Handwerkskammer München u. Oberbayern
Censkowsky Ursula 		  Integrationsfachdienst

D
Dettling Jennifer 		  Lernhilfe 
Diem Anna 			   Gemeindebehindertenbeauftragte Unterdießen
Dollinger Norbert 		  ISAR-WÜRM-LECH IWL

E
Edlemann-Winkler Dagmar 	 Kinderhaus zur Arche Landsberg am Lech
Eggensberger Ursula 		 Kindergarten
Ehle Erwin 			   Seniorenbeirat Schondorf am Ammersee
Emmert Dorothea 		  Schondorf am Ammersee
Erades-Peterhoff Margit 	 SOS-Kinderdorf Landsberg am Lech

F
Fetschele Wolfgang 		  Beschäftigungsinitiative Landsberg am Lech (BILL)
Feuerstein Bettina 		  Gymnasium Buchloe
Filip Christian 			  ISAR-WÜRM-LECH IWL
Flügel Melanie 		  Integrative Kindertagesstätte Buchloe
Freyrer Mirjam 		  Kinderhaus zur Arche
Fuchs Stefan 			   ISAR-WÜRM-LECH IWL
Führholz Patrizia 		  Regens Wagner Holzhausen

G
Garner Carola 			  Kinderhaus Riederau am Ammersee
Geier Birgit 			   Kindergarten Wurzelpurzel Epfenhausen
Geisler Sandra 		  Kinderhaus Ammerseekinder
Geißelmaier Bernd 		  Job-Center Landsberg am Lech
Geppert Tamara 		  SIP Scootershop Landsberg am Lech
Gewinner Christoph 		  Arche Landsberg am Lech
Gießler Martina 		  Kinderhaus zur Arche Landsberg am Lech
Gomolla Dominic 		  Schule am Luisenhof Sonderpädagogisches
				    Förderzentrum Landsberg am Lech
Gottschalk Margit 		  Regens Wagner Holzhausen
Gramolla-Ferstl Christine 	 Schule am Luisenhof Sonderpädagogisches
				    Förderzentrum Landsberg am Lech
Griebel Jessica 		  Kinderhaus Don Bosco Kaufering
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H
Hallbauer Elke 		  Carl Orff Mittelschule Dießen
Happacher Sabrina 		  Kindertagesstätte Fuchstal
Hartmann Nadine 		  Schule am Luisenhof Sonderpädagogisches
				    Förderzentrum Landsberg am Lech
Haugg Bernd 			   Akademie Schönbrunn
Hauser Ulrich 			  Regens Wagner Holzhausen
Heck Heike 			   Grundschule Spitalplatz Landsberg am Lech
Heine Jens Uwe 		  ISAR-WÜRM-LECH IWL
Hiller Patrizia 			   Betreutes Wohnen Caritas Landsberg am Lech
Hofbauer Klaus 		  Industrie- und Handelskammer Weilheim
Hüttner Karin 			  Regens Wagner Holzhausen

I
Islinger Nicole 			  Montessori-Schule Kaufering

K
Kammerer Elke 		  Regens Wagner Holzhausen
Karres Jürgen 			  Selbsthilfegruppe für Menschen mit seelischen
				    Problemen Landsberg am Lech
Keller Cornelia 		  Montessori-Schule Kaufering
Kirschner Gabriele 		  Regens Wagner Holzhausen
Klein Birgitta 			   Regens Wagner Holzhausen
Klidis-Lieb Christel 		  Integrative Kindertagesstätte Buchloe
Kloiber Brigitte 		  Regens Wagner Holzhausen
Knabel Jasmin 			  Lebenshilfe Landsberg am Lech
Kreitner Dietmar 		  Schreinerei Kreitner Issing
Kretschmann Susanne 	 SOS-Kindertagesstätte Landsberg am Lech
Kröger Sigrid 			   Qualitätsbegleitung Kindertageseinrichtungen,
				    Landratsamt Landsberg am Lech
Dr. Kuhlmann Robert 		 kbo-Lech-Mangfall-Klinik Landsberg am Lech
Kühn Heike 			   Haus für Kinder Utting am Ammersee

L
Lang Judith 			   Montessori-Schule Kaufering
Lauer Christoph 		  Lebenshilfe Landsberg am Lech
Lauterfeld Ute			  Seniorenbeirat Dießen am Ammersee
Lehner Silvia 			   ISAR-WÜRM-LECH IWL
Lifka Gisela 			   Koordinierende Kinderschutzstelle Landratsamt 				  
				    Landsberg am Lech
Limpächer Jasmin 		  Aufblühen Landsberg am Lech
Lindner Melanie 		  Regens Wagner Holzhausen
Lucius Elisabeth 		  Erfahrungswissen für Initiativen

M
Maier Stefanie 		  Lebenshilfe Landsberg am Lech
Maiwald Felix 			  Realschule Schondorf am Ammersee
Martin Armin 			   Agentur für Arbeit Landsberg am Lech
Meerwaldt Caroline 		  Schule am Luisenhof Sonderpädagogisches
				    Förderzentrum Landsberg am Lech
Montesaner Christian 	 Regens Wagner Holzhausen
Mößmer Stephanie 		  Kindergarten St. Franziskus Rott
Müller Christine 		  Eltern
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N
Nagel Marcus 			  Berufsschule Landsberg am Lech
Nesecker Carola 		  Kindergarten Fuchstal

O
Orban Marlene 		  Seniorenbeirat Schondorf am Ammersee
Owen Monika 			  Jobcenter Landsberg am Lech

P
Plötz Karin 			   Stadt Landsberg am Lech
Preisinger Pius 		  Gemeindebehindertenbeauftragter Denklingen
Dr. Premoselli Laura 		  kbo-Heckscher-Klinikum gGmbH Landsberg am Lech

R
Rais Parsi Pajam 		  Koordination Seniorenpolitisches Gesamtkonzept				  
				    Landratsamt Landsberg am Lech
von Restaff Andrea 		  Regens Wagner Holzhausen
Riedle Ruth 			   Johann-Winkelhofer-Realschule Landsberg am Lech
Robrecht Sabine 		  Dominikus Zimmermann-Gymnasium Landsberg am Lech
Rupp Wolfgang 		  Agrarbildungszentrum Bezirk Oberbayern Landsberg am Lech

S
Schartl Karin 			   Lebenshilfe Landsberg am Lech
Scheidler Monika 		  Caritas Landsberg am Lech
Schiller Helmut 		  Gemeindebehindertenbeauftragter Utting am Ammersee
Schmidt Martin 		  Berufsschule Landsberg am Lech
Schmiedeke Cornelia 		 Leitung Elterngruppe Autismus 
Schneider Barbara 		  Regens Wagner Holzhausen
Schrepf Nicole 		  Kinderhaus zur Arche Landsberg am Lech
Schrott Manuela 		  Klinikum Landsberg am Lech
Schwaiger Ramona 		  Kinderhaus Riederau am Ammersee
Seeholzer Jürgen 		  Gemeindebehindertenbeauftragter Prittriching
Seel Ramona 			   Agentur für Arbeit Landsberg am Lech
Seelau Marek 			  Kindertagesstätte Unterem Regenbogen Issing
Steer Manfred 		  ISAR-WÜRM-LECH IWL
Stegmaier Susanne 		  Psychologischer Fachdienst Landratsamt Landsberg am Lech
Storhas Elisabeth 		  SOS-Frühförderstelle Landsberg am Lech
Stork Sabrina 			   Stadt Landsberg am Lech
Strauch-Petri Sabine 		  Caritas Landsberg am Lech

V
Vogel Britta 			   Schulpsychologische Beratungsstelle Landsberg am Lech
Vorbeck Veronique 		  Arbeiterwohlfahrt Kindergarten Sonnenstrahl Landsberg am Lech 

W
Wege Isabella 			  Jugendhilfe- und Bildungsplanung Landratsamt Landsberg am Lech
Wegner Susan 		  Freie Klavierlehrerin
Weikert Gabriele 		  Kindertagesstätte Fuchstal
Weinmeister Irene 		  Integrative Kindertagesstätte Buchloe
Wellnhofer Maria-Anna	 Bürgerstiftung Lebenswert Egling an der Paar
Wendinger Martina 		  Kindergarten Heilig Kreuz Landsberg am Lech
Wiedemann Ruth 		  Grundschule Platanenstraße Landsberg am Lech
Wimpelberg Elke 		  SOS-Frühförderstelle Landsberg am Lech
Winter-Winkelman Albrecht 	 Dominikus Ringeisen Werk Landsberg am Lech
Wolf Iris 			   Eltern

Z
Zeiler Sandra 			   Klinikum Landsberg am Lech




